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An die 
Regierung von Mittelfranken 
Postfach 606 
91511 Ansbach 
 

Vorab per E-Mail 

Erlangen, 20.08.2019 

Einwendung zum Raumordnungsverfahren für die Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-
Erlangen-Herzogenaurach 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Im Rahmen des Raumordnungsverfahrens machen wir gegen die vorgelegten Planungen 
zur Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach die folgenden Einwendungen 
geltend: 

Hinweis: ein Abkürzungsverzeichnis und ein Anlagenverzeichnis befinden sich in Anlage 1. 

1. Es liegen erhebliche Mängel bzw. Fehler sowie mangelnde Transparenz bei der 
Ermittlung der besten Trassenführung, bei der Alternativenprüfung, sowie in den 
Entscheidungsgrundlagen für eine Trasse und deren Alternativvarianten vor. Wir 
sehen im Abwägungsprozess ein Abwägungsdefizit und eine Abwägungsfehlge-
wichtung. Auch eine sachgerechte Entscheidungsfindung zweifeln wir an. Folgen-
de Aspekte werden diesbezüglich angeführt: 

1.1. Bei der Trassenplanung und der Alternativenprüfung wurden die grundlegenden Ziele 
des Landesentwicklungsprogrammes Bayern (LEP) und des Regionalplanes Nürnberg 
(RP)1 nicht ausreichend berücksichtigt. Eine gerade erst beginnende Planung der Tras-
senführung für die StUB hätte mit dem Ziel, eine „funktionsverträgliche Variante“ zu fin-
den2 eine Regnitzquerung über einen „Mittleren Korridor“ zunächst ausschließen müs-
sen, mindestens aber erst nachrangig in Betracht ziehen dürfen. Ein in diese Richtung 
zielender Antrag ist in der Erlanger Stadtratssitzung vom 28.09.2017 sogar diskutiert 

                                                           
1 „In freien Landschaftsbereichen sollen Infrastruktureinrichtungen möglichst gebündelt werden. […] Unzerschnittene 

verkehrsarme Räume sollen erhalten werden.“ (-G-,LEP Nr. 7.1.3) „In den Regionalplänen sind regionale Grünzüge zur 

Gliederung der Siedlungsräume, zur Verbesserung des Bioklimas oder zur Erholungsvorsorge festzulegen. In diesen Grün-

zügen sind Planungen und Maßnahmen, die die jeweiligen Funktionen beeinträchtigen, unzulässig.“ (-Z-, LEP Nr. 7.1.4); 

„Insbesondere in verdichteten Räumen sollen Frei- und Grünflächen erhalten und zu zusammenhängenden Grünstruktu-

ren mit Verbindung zur freien Landschaft entwickelt werden. […] Ökologisch bedeutsame Naturräume sollen erhalten und 

entwickelt werden.“ (-G-, LEP Nr. 7.1.4 / 5) 
2 Regionalplan Kapitel 7.1.3.2.: „Im Regionalplan oder im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen aufgeführte, linienhafte 

Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen (z.B.: Stadt-Umland-Bahn, Ausbau von Autobahnen, Bau von Ortsumgehungen) sollen 

in regionalen Grünzügen nicht grundsätzlich ausgeschlossen sein. Über die explizite Darstellung im Regionalplan wird 

deren regionales Erfordernis konstatiert. Hier ist innerhalb der regionalen Grünzüge eine möglichst funktionsverträgliche 

Umsetzungsvariante anzustreben. Im Falle vorhandener, nachvollziehbar realisierbarer, Alternativoptionen außerhalb der 

Grünzüge ist diesen der Vorzug einzuräumen. Eine diesbezügliche Prüfung hat über ein geeignetes Verfahren (z.B. Raum-

ordnungsverfahren) zu erfolgen. 
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worden. Jedoch wurde unbegreiflicherweise weder von der Stadtverwaltung noch vom 
Stadtrat der grundlegende Widerspruch zum damals sich in der Fortschreibung befind-
lichen RP erkannt. Es war zu diesem Zeitpunkt bereits klar: im Regionalplan soll als Ziel 
festgeschrieben werden, dass Grünzüge zu erhalten sind (vgl. EN vom 19.08.2017; An-
lage 2). Spätestens mit Inkrafttreten der 20. Änderung des Regionalplans Nürnberg am 
16.08.2018 darf nach Lesart des RP eine Streckenführung über den Kosbacher Damm/ 
die Kosbacher Brücke zumindest nicht als Ausgangsplanung oder „Vorschlagstrasse“3 
und somit auch nicht als Referenztrasse bestimmt werden. Auch können Trassenvor-
schläge mit einer neuen Talquerung (Trasse im „Mittleren Korridor“) nicht als gleichwer-
tig zu Trassen gelten, die mit vorhandenen Verkehrsachsen gebündelten werden kön-
nen (z.B. Büchenbacher oder Dechsendorfer Damm) oder gar bereits vorhanden sind 
(Trasse der Aurachtalbahn). 

1.2. Eindeutig falsch ist die Aussage in Band B der ROV-Unterlagen, Kap. 2.1., wonach 
eine Trassenvariante aus dem Bürgerentscheid „hervorgegangen“ sei oder mit dem 
Bürgerentscheid eine Willensbekundung für die, in diesem Verfahren als Referenztras-
se bezeichnete Streckenvariante vorgelegen habe. Die Erlanger Bürger haben mit dem 
Bürgerentscheid lediglich zugestimmt, dass eine StUB geplant werden soll. Wir von der 
Bürgerinitiative und viele Bürger, mit denen wir sprechen, haben bei der Zustimmung 
zu einer StUB darauf vertraut, dass eine bessere Streckenführung geplant wird (vgl. 
auch Punkt 7.12.). Der Wiesengrund ist nicht umsonst die letzten 40 Jahre vor Zer-
schneidung bewahrt worden! Mit der oben genannten Aussage in Band B liegt schon im 
Beginn der Planungen und Alternativenprüfungen ein grundlegender Denk- und Sys-
temfehler. 

1.3. Für eine gute Planung eines raumbedeutenden und extrem teuren Projektes, wie die 
StUB es ist, bedarf es der Planung einer Trasse mit maximaler Zielerreichung und ge-
ringsten negativen Auswirkungen. Dazu sind Alternativen zu betrachten. Diese Tras-
senplanung muss sinnvoll auf Basis der aktuellen und künftigen räumlichen Situationen 
sowie der geltenden übergeordneten Ziele erfolgen (z.B. Siedlungsentwicklungen, sied-
lungs- verkehrs- und umweltpolitische Ziele, nationale und internationale Ziele). Eine 
solche Planung ist – soweit aus den ROV-Unterlagen erkennbar - nicht erfolgt. Als „Re-
ferenztrasse“ wurde die veraltete Trassenplanung aus den 90er Jahren (bzw. aus 2003 
bzw. 2012) herangezogen, bei denen zum Beispiel die Verlagerung der Siemens-
Standorte und der Ausbau, Neubau sowie die Verlagerung von Forschungsstandorten 
noch nicht bekannt waren und noch nicht berücksichtigt werden konnten. Ein Auftrag an 
Fachleute Trassenvorschläge zu erarbeiten, die die aktuellen und künftigen Rahmen-
bedingungen berücksichtigen hat es – den ROV-Unterlagen nach - nicht gegeben. 
Stattdessen wurden Alternativ-/Planungsvorschläge von der Bevölkerung eingeholt (Öf-
fentlichkeitsbeteiligung im Rahmen eines Online-Dialogs) und dann einem abgeschich-
teten Prüfverfahren unterzogen. Dieses Vorgehen, die Erarbeitung von Trassenvor-

                                                           
3 Der Begriff findet sich z.B. in ROV-Unterlage  D_1_03_Ergebnisse_ohne_Regnitzquerung 
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schlägen betreffend, ist aus unserer Sicht vollkommen unzulänglich (u.a. auch vor den 
Hintergründen Punkt 1.1. und Punkt 1.5.). 

1.4. In den Planungsprozess wurde auch nicht richtig und nicht ausreichend die Möglichkeit 
der Reaktivierung der Aurachtalbahn eingebunden. Wir beziehen uns in diesem 
Punkt auf die Punkte 1 und 2 des Einwendungsschreibens der Bürgerinitiative Pro-
Aurachtalbahn vom 12.08.2019. 

1.5. Die neue Talquerung über das Regnitztal (Kosbacher Brücke oder Kosbacher 
Damm/Wöhrmühlbrücke), die aufgrund der aktuell geltenden Förderrichtlinien, plane-
risch zum jetzigen Zeitpunkt nur für den ÖPNV eingeplant werden kann, wird eine neue 
Verkehrsachse werden, für die eine Nutzung durch den Motorisierten Individualverkehr 
(MIV) schon in naher Zukunft nicht auszuschließen, - wir fürchten - sogar eher wahr-
scheinlich ist. Begründung: Zum einen ist es möglich, dass die Förderrichtlinie „schie-
nengebundener ÖPNV nur auf eigenen Trassen“ in Kürze gelockert werden wird bzw. 
werden könnte (es gibt Bestrebungen seitens des Städtetages) und zum anderen ist im 
Erlanger Stadtrat eine Öffnung einer neuen Brücke (vor allem einer Kosbacher Brücke) 
für den MIV bei weitem kein Tabuthema (vgl. Diskussion zum Entscheid über die 
„StUB-Trassenvarianten Regnitzquerung“ am 11.04.2019 im Erlanger Stadtrat und Be-
schlussfassung am 27.07.2017 im Erlanger Stadtrat zum VEP Szenario 4). Dieser As-
pekt, der möglichen Nutzung der neuen Verkehrsachse „Kosbacher Brücke“ oder „Kos-
bacher Damm/Wöhrmühlbrücke“ für den MIV wird in den ROV-Unterlagen in keiner 
Weise thematisiert. Er muss aber aufgrund seiner raumordnerischen Bedeutung be-
nannt, bewertet und ebenso beurteilt werden. 

1.6. Die Ziele gemäß Kapitel 2.2.2.1. des Erläuterungsberichts wurden nach unserer Kennt-
nis nicht öffentlich bekannt gegeben und wurden nicht – soweit bekannt - zuvor in der 
Öffentlichkeit oder in den Stadtratsgremien diskutiert (keine Dokumente im Ratsinfor-
mationssystem der Stadt Erlangen, keine Presseartikel der Erlanger Nachrichten be-
kannt/aufgefunden). Laut mündlicher Aussage des Zweckverbandes StUB sind zumin-
dest Fachleute der Stadt- und Verkehrsplanungen der beteiligten Städte sowie die VAG 
bzw. der ZV VGN und gegebenenfalls weitere Akteure / Fachexperten beteiligt gewe-
sen. Die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Stadtratsgremien ist jedoch unseres 
Erachtens bei diesen Schritten der StUB-Planung Voraussetzung für eine gelingende 
Planung und einer späteren Akzeptanz. Schon die wesentlichsten Grundlagen der 
Trassenplanung wie auch die Alternativenprüfung weist Intransparenzen auf. 

1.7. Die Ziele für die StUB gemäß Kapitel 2.2.2.1. des Erläuterungsberichts wurden erst 
während der bereits stattfindenden Alternativenprüfung / des Abwägungsverfahrens 
und während der Öffentlichkeitsbeteiligungen in der im Kapitel 2.2.2.1. genannten Ein-
deutigkeit beschlossen (Quelle im Erläuterungsbericht „17 ZV StUB, Beschluss 31/2018 
(Auszüge)“; Beschlussfassung ZV StUB Verbandsauschuss 21.12.2018). Das heißt, 
dass vorausgegangene Abwägungsentscheidungen4 mindestens bis zur FAR-Stufe 1 

                                                           
4 Vgl. im Wesentlichen: Kap. 2.2 und 3.2. des Erläuterungsberichtes 
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nicht auf konkreten, sondern eher vagen5 und möglicherweise auch mehr oder weniger 
beliebigen Argumentationen beruhen, zumindest aber auf anderen, nicht definierten Kri-
terien. Die Bewertung der Alternativen in vorausgegangenen Verfahren war damit also 
einer gewissen Beliebigkeit unterzogen. Bestimmte Trassen-Lösungen sind vermutlich 
infolgedessen bereits zu früh ausgeschieden worden. 

Die Begründung des ZV-StUB Verbandsausschusses zur Beschlussfassung „Definition 
von Projektzielen“ inmitten des FAR-Verfahrens (ZV StUB Verbandsauschuss am 
21.12.2018) lautet: „Vor dem Hintergrund des anstehenden Raumordnungsverfahrens 
ist es wichtig, sich nochmals über die Ziele, die realistisch von der Stadt-Umland-Bahn-
Linie Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach erreicht werden können, klar zu werden 
und…..….Die Formulierung wurde so gewählt, dass alle Varianten, die zum jetzigen 
Zeitpunkt…..….noch geprüft werden…….….Gleichwohl ist die Erreichung einzelner Zie-
le naturgemäß bei einigen Varianten besser bzw. schlechter gegeben.“ Mit der neuen 
Zieldefinition wird die StUB-Planung ihren eigentlichen Aufgaben nicht oder bei weitem 
nicht ausreichend gerecht (vgl. auch Punkte 3.2., 3.9., 3.12. bis 3.14.). Die Tatsache 
der erst späten Festlegung von Zielen, mitten im Abwägungsverfahren, die zitierte Be-
gründung des ZV StUB und die unzureichende Zieldefinition zeigt, dass im Verfahren 
der Alternativenprüfung / der Abwägung eine gewisse Ausrichtung auf eine Wunsch-
Trasse gegeben war, zumindest diese Ausrichtung billigend in Kauf genommen wurde. 
Nach unserer Auffassung ist eine weitgehende Vorfestlegung auf eine Streckenfüh-
rung, zumindest die Führung der StUB-Trasse über einen Mittleren Korridor bei der 
Regnitztalquerung, damit belegt. Eine sachgerechte, d.h. wirklich ergebnisoffene Alter-
nativenprüfung hat folglich nicht in ausreichendem Maß stattgefunden. 

1.8. Es ist nicht bekannt, wie die Kriterien zur Bewertung der Trassenalternativen im Forma-
lisierten Abwägungsverfahrens (FAR) festgelegt wurden. Im Rahmen der Öffentlich-
keitsbeteiligung wurde deutliche Kritik nicht ausreichend gehört (vgl. auch Punkt 6.ff) 
und in Stadtratsgremien6 wurden sie nicht diskutiert. Auch ist nicht bekannt, ob die 
Stadtverwaltungen der jeweiligen Kommunen zur Kriterienauswahl ausreichend gehört 
wurden, zum Beispiel wären Stellungnahmen der Umweltämter zur Auswahl und Ge-
wichtung aus unserer Sicht wichtig, nachdem Umweltbelange eine Rolle spielen. Es 
fällt zum Beispiel auf, dass Umwelt- und Klimakriterien in einem deutlich untergeordne-
ten Umfang behandelt werden. Die – soweit bekannt - mangelnde Einbindung von 
Fachleuten bei der Festlegung der Kriterien und der Gewichtung von Sachverhalten 
und Themen legt den Verdacht nahe, dass das Ergebnis der Alternativenprüfung durch 
die selektive Kriterienwahl und die teils fragwürdige Kriteriengewichtung (vgl. z.B. Pkt. 
1.8. und 1.9.) in eine vorfestgelegte Richtung gesteuert werden sollte. 

                                                           
5  Lediglich unkonkret: z.B. „verkehrliche Ziele unter Berücksichtigung der prognostizierten Stadtentwicklung im Untersu-

chungsgebiet, Mobilitätsbedürfnisse abzudecken“ (vgl. Erläuterungsbericht) 
6 Die Kriterien wurden nach unserer Kenntnis und unseren Recherchen erst vorgestellt, nachdem sie bereits angewendet 

waren (4. Dialogforum). 
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1.9. Bei der Alternativenprüfung wurden die Belange Umwelt und Menschliche Gesundheit 
zu wenig berücksichtigt. In FAR-Verfahren Stufe 1 und in FAR-Stufe-2 bei der separa-
ten Bewertung der Regnitzquerung wurden zum Beispiel unter „Streckensensitivität“ le-
diglich der Flächenverbrauch (und dieser falsch, vgl. Punkt 4.4) und Eingriffe in Schutz-
gebiete und –objekte und Wasserrechtliche Eingriffe berücksichtigt. Unter Umwelt- und 
Klimaschutz finden sich nur die Kriterien CO2-Ausstoß/Schadstoffemissionen (Fein-
staub) und Schall, Erschütterungen. Damit fehlen zum Beispiel die Belange Landschaft 
und Erholung, das Schutzgut Boden, das Schutzgut Wasser einschließlich Grundwas-
ser über die wasserrechtlichen Belange hinaus. Zudem fehlen auch die Belange der 
Landwirtschaft vollständig. Beim Natur- und Artenschutz wurde vorrangig die Betroffen-
heit von Schutzgebieten und -objekten bewertet. Die zum Teil sicher sehr erheblichen 
Auswirkungen der Bautätigkeiten und der Bauzeit bleiben ganz außenvor. 

Alle berücksichtigten Umweltkriterien zusammen wiegen im Verhältnis zu allen 
anderen Kriterien bei den oben genannten Bewertungen nur 16%. 

In der FAR-Stufe 2 Gesamtvarianten sollten die Umweltbelange eigentlich höhergestuft 
werden. Es wird Bezug genommen auf die mit Dreifachsternchen gekennzeichneten 
Anmerkung in der Ergebnisstabelle D_2_02_Ergebnisse_FAR_Stufe_2 der ROV-
Unterlage. Dort heißt es, dass die beiden Kriterien "Streckensensitivität" und "Klima‐ 
und Umweltschutz" in Stufe 2 des FAR-Verfahrens im gesonderten Band C der Raum-
ordnungsunterlagen behandelt werden und „hierdurch umweltrelevante Kriterien insge-
samt auf einer höheren Ebene einbezogen werden, indem in der Gesamtbetrachtung 
technische, raumordnerische und umweltfachliche Bewertungen gleichwertig neben ei-
nander gestellt werden“. Damit war vorgesehen, den Umweltkriterien zumindest eine 
Gewichtung von 30% zukommen zu lassen – doch diese Gesamtbewertung in FAR-
Stufe 2 wurde gar nicht durchgeführt. In den Ergebnisstabellen 
D_2_02_Ergebnisse_FAR_Stufe_2 erhielten Umweltbelange ein Gewicht von 0%.  

Fazit: Das Verfahren der Alternativenprüfung ist mit diesen zweierlei unterschiedlichen 
Bewertungsverfahren der Umweltbelange zwischen den beiden FAR-Stufen und au-
ßerdem zwischen den dem separaten Teil Regnitzquerung und den Gesamtvarianten 
vollkommen inkonsequent und nicht schlüssig. Die Umweltbelange sind unseres Erach-
tens in unvertretbarer Weise zu kurz gekommen. Es liegt nach unserer Einschätzung 
eine Abwägungsfehleinschätzung bzw. ein Abwägungsausfall vor (vgl. Punkt 1.11). 

1.10. In Abbildung 27 auf Seite 57 des Erläuterungsberichtes wird verschwiegen, dass 
zwischen den beiden FAR-Stufen ein Nutzen-Kosten-Monitoring zwischengeschoben 
wurde7. Es diente der Ermittlung der „Aussicht auf Förderwürdigkeit“. Welche Trassen 
so bewertet wurden ist nicht genau belegt, laut mündlicher Aussage des Zweckverban-
des wurde die „Referenztrasse“ entsprechend untersucht. Eine Dokumentation zu die-
sem Monitoring wurde nirgends vorgelegt, eine Quellenangabe findet sich nicht. Es ist 
anzunehmen, dass das Ergebnis des Monitorings zu einem falschen Zeitpunkt bzw. so-

                                                           
7 vgl. Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss am 04.12.2018, TOP Ö 12.3. 
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gar in unzulässiger Weise im FAR-Verfahren Einfluss genommen hat. Denn für die Er-
mittlung der besten Trasse mit einer optimalen Zielerreichung und den geringsten öko-
logischen, ökonomischen, sozialen, gesundheitlichen und sonstigen Beeinträchtigun-
gen, darf unseres Erachtens zunächst die Förderfähigkeit keine Rolle spielen, sondern 
sie muss nachgeschaltet sein.  

Das Kriterium „Investitionen (Eigenanteil)“ vermengt zudem unterschiedliche Sachver-
halte (tatsächliche Kosten und Fördermittel), was dazu führt, dass die Ergebnisse nicht 
mehr vergleichbar sind. Hinzu kommt, dass dann noch einmal extra ein Kriterium „Aus-
sicht auf Förderwürdigkeit“ in der FAR-Stufe 2 als viertes Unterkriterium zu „Investitio-
nen (Eigenanteil)“ hinzugefügt wurde, obwohl dieser Aspekt ja schon im Ergebnis der 
Investitionsermittlung enthalten ist. Die Förderwürdigkeit wird damit sogar doppelt be-
wertet. Das FAR-Verfahren ist auf diese Weise nicht mehr stringent und nicht mehr 
stimmig. 

1.11. Bei der Alternativenprüfung werden in den Ergebnistabellen der Gesamtvari-
anten der FAR-Stufe 2 Umweltkriterien nicht berücksichtigt (vgl. ROV-Unterlage 
D_2_02_Ergebnisse_FAR_Stufe_2) (vgl. 1.9.). Dass die Kriterien „Streckensensitivi-
tät“ und „Klima- und Umweltschutz“ in der Ergebnisstabelle der FAR-Stufe 2 nicht be-
wertet werden, wird damit begründet, dass diese Aspekte im Umweltbericht separat 
geprüft und dargestellt sind. Aus ROV-Unterlage D_2_01_Erlaeuterungen_Kriterien 
geht dieser Aspekt jedoch nicht hervor. Viel wichtiger aber ist: 

Zum Zeitpunkt der Präsentationen der Ergebnisse des FAR-Verfahrens Stufe 2 
lag jedoch gar kein Umweltbericht vor: Weder im 5. und 6. Dialogforum noch zu den 
Terminen des Erlanger Stadtrates zur Entscheidung der Trassenvarianten der StUB 
(das heißt zu den Unterlagen der jeweiligen Tagesordnungspunkte) am 11.04.2019 und 
29.05.2019 wurde ein Umweltbericht vorgelegt - es lagen bestenfalls Übersichten vor. 
Laut Band 0 (Erläuterungsbericht Seite 59) sollte zur FAR-Stufe 2 eigentlich ein Um-
weltbericht vorgelegen haben, es wird dabei auf den Umweltbericht der ROV-
Unterlagen Bezug genommen. Doch dieses Dokument (Band C der ROV- Unterlagen) 
ist datiert mit 29.05.2019 und lag also im FAR-Verfahren nicht vor. Er wurde erst mit 
den ROV-Unterlagen vorgelegt. Wie die Kriterien Umwelt im FAR-Verfahren bewertet 
wurden, bleibt daher mindestens bis zu diesen relevanten Zeitpunkten unklar. Im Falle, 
dass eine Vorstufe des im ROV beigelegten Umweltberichtes vorlag - obwohl Quellen-
angaben dazu nicht vorliegen - oder entsprechende Bewertungen in Form einer „Um-
weltprüfung“ vorgenommen wurden, wird festgehalten, dass dort vermutlich ebenso-
zahlreiche Mängel und Fehler auftreten (vgl. auch Punkt 4). 

Ein wesentlicher, gravierender und grundlegender Fehler ist, dass eine Übersicht aller 
Bewertungen für alle Belange (also einschließlich der Umweltkriterien) für die 
Stufe 2 Gesamtvarianten nicht erstellt worden ist und bis heute nicht vorliegt! 
Das ist nicht nur intransparent sondern die Alternativenprüfung wurde auch nicht ent-
sprechend abgeschlossen. Es fehlt ein Gesamtüberblick über alle Kriterien und es 
fehlt eine Gesamtbewertung. Umwelt und Menschliche Gesundheit sind deshalb bei 



 

Bürgerinitiative „StUB ja – aber keine Kosbacher / Wöhrmühlbrücke“ 

 
 

Kontakt:  connectholly@gmx.de 

Homepage: www.wiesengrundfreunde.net 

 

 

 

Seite 7 von 31 

 

den Entscheidungen, welche Trassenvarianten in das ROV-Verfahren eingebracht wer-
den, nicht, mindestens nicht ausreichend, berücksichtigt. Es ist generell stark zu be-
zweifeln, ob ohne den nötigen Gesamtüberblick und ohne Gesamtbewertung eine beste 
Trasse ermittelt werden bzw. eine Vorzugstrasse vorgeschlagen und sachgerecht aus-
gewählt werden kann (vgl. auch Punkt 5 ff). Als Folge sind Abwägungsfehler wahr-
scheinlich. 

1.12. Im FAR-Verfahren Stufe 2 wurde die Regnitztalquerung gesondert betrachtet. Die 
Definition des Abschnittes Regnitzquerung mit seinen definierten Anfangs- und End-
punkten (Odenwaldallee und Arcaden) schränkt mögliche und sehr gute, aussichtsrei-
che Alternativen ein, bzw. verhindert diese. Die Definition der Anfangs- und Endpunkte 
sind nicht näher erläutert oder begründet. Es gäbe gerade in Büchenbach weitere 
Wohn- und Arbeitsgebiete oder Entwicklungsschwerpunkte mit einer großen Anzahl an 
potenziellen Fahrgästen, die auf diese Weise außenvor gelassen werden. Die Voraus-
wahl sowie die abschnittsweise Betrachtung ist ungeeignet und nicht zielführend, denn 
viele v.a. verkehrliche Kriterien können nur über das gesamte Verkehrssystem bzw. die 
gesamte Streckenführung betrachtet werden. 

Für diesen vorgegeben Abschnitt erfolgte dann eine separate Bewertung der Teilstre-
ckenalternativen und auch eine separate Wahl der Vorzugstrasse zu dieser Teilstrecke. 
Eine Betrachtung darüber, wie sich die Alternativen der Teilstrecke in der gesamten 
Streckenführung im Hinblick auf die Zielerreichung auswirkt, hat es zu diesem Zeitpunkt 
im FAR-Verfahren nicht gegeben. Eine solche separate Entscheidung für Teilstrecken 
ohne einen Gesamtzusammenhang herzustellen, halten wir für unzulänglich. 

1.13. Es liegt kein schriftlicher Bericht / kein Textgutachten zur Bewertung und zu den Un-
tersuchungsergebnissen des FAR-Verfahrens vor. Die einzelnen Bewertungsgrundla-
gen der Kriterien bzw. Unterkriterien sind unbekannt und nicht veröffentlicht. Damit 
bleibt das Ergebnis der Bewertungen vor allem in den einzelnen, ausschlaggebenden 
Unterkriterien undurchsichtig (vgl. z.B. Pkt 2.6. und 2.8., 6.5.). Es liegen lediglich Er-
gebnistabellen mit Zahlen und einigen verbalen Bewertungen vor. Eine Plausibilitäts-
kontrolle ist kaum möglich. 

Gleiches gilt für die überschlägige NKV-Berechnung, die das abschließend wichtigste 
Entscheidungskriterium für die Auswahl der StUB-Streckenführung war. Denn: Die För-
derfähigkeit gemäß GVFG-Förderrichtlinien des Bundes und der Länder ist entschei-
dend, die Trassen, die nach überschlägigen Berechnungen des NKV (Nutzen-Kosten-
Verhältnis) sowie nach einer Plausibilitätsprüfung als voraussichtlich nicht förderwürdig 
ermittelt wurden, seien allein aus eigenen Haushaltmitteln nicht finanzierbar, weshalb 
dafür kein Umsetzungswille bestehe, so die Aussage im Erläuterungsbericht der ROV-
Unterlagen. 

Weder zur überschlägigen Berechnung des NKV noch zur Plausibilitätsprüfung finden 
sich nachvollziehbare Dokumentationen, Gutachten, Berichte oder ähnliches. Zum Bei-
spiel ist nicht nachvollziehbar, wie sich die jeweilige Planung an welcher Stelle weshalb 
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und wie auswirkt oder welche Reiseziele in welcher Rangfolge zugrunde gelegt sind. In 
der Öffentlichkeit sowie in den Gremien des Stadtrates wird lediglich auf die Präsentati-
on des Dialogforums bzw. auf die Quelle BPR + Intraplan 2019 in den ROV-Unterlagen 
verwiesen. In diesem Verfahrensschritt „überschlägige Berechnung des NKV“ 
sind schwerwiegende Fehler möglich und sehr wahrscheinlich. Dazu wird hier auf 
Punkt 4.ff dieses Einwendungsschreibens verwiesen (z.B. Daten zu Prognosezahlen, 
Reisezeitgewinne, Kosten für Flächenerwerb, bautechnischen Risiken, Flächenver-
brauch). Der Ablauf und der Detailierungsgrad der in 3.2.8.5.5 des Erläuterungsberich-
tes genannten Plausibilitätsprüfung bleiben in den ROV-Unterlagen gänzlich unklar. Im 
Gespräch mit dem Zweckverband kann dieser Ergebnispläne – jedoch keine Zwischen-
ergebnisse - vorlegen, woraus sich der Aussage nach, eine Plausibilität ableiten lässt.  

Es ist unbekannt, in wieweit unabhängige Fachleute bei der Plausibilitätsprüfung betei-
ligt waren und dafür überhaupt ausreichend tiefen Einblick haben können. Es ist unse-
res Erachtens fahrlässig, dass bei einer so gewichtigen, weitrechenden und grundle-
genden Entscheidung wie der Trassenführung der StUB ein Gutachten für die alles ent-
scheidende Berechnung des NKV nicht vorgesehen war (Aussage des Zweckverban-
des StUB) und nicht vorgelegt wurde. 

Fazit: Mangels Gutachten und Dokumentationen muss von einer bewusst „in-Kauf-
genommenen“ Intransparenz ausgegangen werden. Die Folge einer Nicht-
Nachprüfbarkeit der NKV-Berechnung wiegt besonders gravierend, zumal Fehler in den 
Parametern wahrscheinlich sind. 

 

2. Es liegen erhebliche Mängel in den Planunterlagen zum ROV vor, so fehlen viel-
fach Übersichten und Belege sowie Quellenangaben. Dies stellt eine unnötige und 
unzumutbare Hürde im Zusammenhang mit der Öffentlichkeitsbeteiligung dar. 
Neben der mangelnden Nachvollziehbarkeit kann es unter anderem zur Folge ha-
ben, dass wichtige und wesentliche Einwendungen nicht geäußert werden/ wer-
den können. Deshalb fordern wir, soweit nicht ohnehin die ganze Planung als un-
zulänglich bzw. nicht vereinbar mit den raumordnerischen Belangen beurteilt 
wird, diesen Mangel zu beheben und uns sowie der Öffentlichkeit als auch den 
Trägern Öffentlicher Belange auf Basis der entsprechend überarbeiteten Unterla-
gen erneut Gelegenheit zur Stellungnahme in einem angemessenen Zeitraum zu 
geben. Nachfolgend werden nicht alle, lediglich einige der Mängel zusammen mit ihrer 
jeweiligen Problematik aufgeführt. 

2.1. Soweit von uns festzustellen war, fehlt unter anderem in den ROV-Unterlagen eine kla-
re Aussage, dass für die Streckenführungen über das Regnitztal, also für den Trassen-
abschnitt vom Schulzentrum West bis zum Hauptbahnhof, die Nutzung für den Motori-
sierten Individualverkher (MIV) dauerhaft ausgeschlossen werden soll. 

2.2. In den Unterlagen zum ROV fehlt der Überblick. Zum Beispiel im Band B findet sich 
kein Tabellen-Verzeichnis, kein Abbildungsverzeichnis. Der Flächennutzungsplan Er-
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langen (FNP) wird als Quellennachweis falsch zitiert: der FNP ist aus dem Jahr 2003 
und ist nur durch einzelne Flächennutzungsplanänderungen verändert worden. Es fehlt 
ein Quellenverzeichnis zu Band 0. 

2.3. In den Unterlagen zum ROV fehlen reihenweise Zitate, Belege oder Quellenangaben: 

• z.B.: Band B (Seite 40): Für „Große Wohnbauvorhaben in Erlangen (Stand April 
2019)“ fehlt ein Beleg, die Quelle ist nicht angegeben. Es wird jedoch im nächsten 
Absatz auf die „Betrachtung“ dieser „großen Wohnbauvorhaben“ verwiesen, sie las-
sen sich aber nicht betrachten. Es fehlt ein entsprechender Plan. 

• z.B. S. 151 Band 0: Die dem Verkehrsmodell entnommenen Prognosen stellen fest, 
dass die Varianten G-0003 und G-0005 größere Reisezeitgewinne mit einem Plus 
von über 10 % im Vergleich zur Variante G-0001 aufweisen. Diese Aussage kann 
nicht nachvollzogen werden, es fehlt ein Beleg. Das verwendete Verkehrsmodell ist 
nicht einseh- daher nicht nachvollziehbar nicht einmal die Eingangsdaten sind der 
Öffentlichkeit bekannt gemacht, bzw. in geeigneter Weise dargestellt. 

• z.B. heißt es in Band 0 Seite 151: Bei den Varianten G-0003 und G-0005 können 
durch die Trassenführung zusätzlich erschlossene Fahrgastpotentiale als zusätzliche 
Fahrgäste ausgeschöpft werden. Dafür fehlt jeweils ein Beleg. Unklar bleibt auch, 
weshalb die Reiszeiten und die Fahrgastzahlen an anderer Stelle anders beurteilt 
werden. 

• Band 0 Seite 89 Aussage: „Korridore Nord und Süd: Die Varianten G-0002 (Korridor 
Nord) und G-0004 (Korridor Süd) erzeugen einen erheblich geringeren verkehrlichen 
Nutzen als die Referenztrasse. Sie verlagern deutlich weniger Fahrgäste vom MIV 
zum ÖV und verhindern dadurch ebenfalls deutlich weniger Emissionen bzw. erzeu-
gen deutlich weniger Reisezeitgewinne im ÖV.“ Es findet sich kein Nachweis dazu. 

2.4. Im Erläuterungsbericht (Band 0) fehlt eine grafische Übersicht (Karte) mit der Lage 
der Arbeitgeber, Forschungseinrichtungen, Wohngebiete inclusive der Anga-
be/Verdeutlichung der Zahl der Arbeitnehmer/ Studenten und Einwohner, mit der Lage 
der Haltestellen, mit der Angabe der Reisezeiten zwischen relevanten Verbindungen, 
mit Angabe der Anzahl der erforderlichen Umstiege. Nur so lässt sich erkennen, inwie-
weit die jeweilige StUB-Trassenvariante ihre Ziele erreicht und lassen sich die Zahlen-
angaben der Ergebnistabellen in den FAR-Stufen nachvollziehen. Es gibt lediglich eine 
tabellarisch beschreibende Übersicht mit Tabelle 2 Band B zu den Siedlungsstrukturen 
im Trassenverlauf und mit Tabelle 3 Band B zu den Arbeitgebern sowie mit Tabelle 8 
Band B zu den Entwicklungs- und Sanierungsgebieten im Untersuchungsraum. Die Dar-
stellung der Erschließung Einwohner und Beschäftigte in Unterlage 
D_2_03_Dokumentation _FAR_Stufe_2 ist hierfür eine Basis, jedoch unzureichend. Zu-
dem haben z.B. die Kartendarstellungen dort oft keine Legende, so dass die Abbildun-
gen nicht verstanden werden können. Auf Seite 55 dieses Dokuments in Karte „Erlan-
gen West“ dürften nach unserer Einschätzung außerdem die Erschließungswolken in 
blau nördlich der Haltestelle „Schulzentrum West“ nicht zutreffen. 
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2.5. Es fehlt in den ROV-Unterlagen ein Überblick darüber, wie die Busverbindungen 
auch unter wirtschaftlichen Aspekten an das StUB-Netz angepasst werden. Dieser 
Überblick müsste vorliegen, da das veränderte Busnetz Grundlage für die Bewertungen 
sein müsste. Diese Unterlage wird auch im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung benö-
tigt, da sie unmittelbare Folgen der Realisierung der StUB über die geplante Trassenfüh-
rung aufzeigen kann. Es bleibt aufgrund dieses Mangels für die, vom veränderten Bus-
netz betroffene Öffentlichkeit unklar welche Auswirkungen sich auf die Anbindung ein-
zelner Bevölkerungsteile / Wohngebiete / Ortschaften ergeben könnten. 

2.6. Die Sachlage rund um das Thema Lärm und Schall geht weder aus den Unterlagen 
zum ROV noch aus der, dem Raumordnungsverfahren zu Grunde gelegten schalltech-
nischen Bewertung (D_3_01_Schalltechnische Bewertung) hervor. Die Aussagen und 
die Argumentationen im Umweltbericht und den sonstigen ROV-Unterlagen sind nicht 
nachvollziehbar und eher fragwürdig. Karten zum Lärm fehlen im Erläuterungs- und 
Umweltbericht. In der Prüfung und Bewertung des Belanges Lärm und 
Schall/Menschliche Gesundheit wurde– soweit bekannt – der „Lärmaktionsplan 2015“8 
der Stadt Erlangen nicht herangezogen. 

2.7. Im Band A, Technischer Bericht, fehlt das eigentliche Kap. 5, das gemäß Kap. 3.1.3. 
Tabelle 6 Band A Technischer Bericht die Förderfähigkeit näher darlegen sollte. 

2.8. Es finden sich keine Erläuterungen, wie die Verlagerung von MIV auf ÖV ermittelt 
wurde (z.B. was sind die ganz konkreten Kriterien für eine voraussichtliche künftige Nut-
zung des ÖPNV statt dem Auto für einen Bürger). Laut Zweckverband StUB sind die 
Verfahrensvorschriften zur Ermittlung dieses Kriteriums in der Anleitung zum Standardi-
sierten Bewertungsverfahren niedergelegt. Die Verlagerung von MIV auf ÖV ist im FAR-
Verfahren und vor allem auch in der überschlägigen NKV-Berechnung ein ganz wesent-
liches und ausschlaggebendes Kriterium. Die vorgelegten Ergebnisse sind für uns nicht 
nachvollziehbar und nicht schlüssig. Eine eingehende Prüfung wird für notwendig erach-
tet. 

2.9. Eine Kostenschätzung für die Gesamttrassen wurde tatsächlich nicht vor-/ offenge-
legt. In den Ergebnistabellen des FAR-Verfahrens Stufe 2 werden lediglich Differenzbe-
träge zur Referenztrasse genannt. Das halten wir für sehr intransparent. 

2.10. Es fehlt eine gesamtheitliche Übersicht der Prüfergebnisse der geprüften und vergli-
chenen Streckenführungen bei Stufe 2 des FAR-Verfahrens bzw. vor der Auswahl der 
Vorzugstrasse. Im FAR-Verfahren Stufe 2 werden die Umweltbelange separat bewertet 
ebenfalls wurde die Prüfung der Raumverträglichkeit in einem eigenen Gutachten vor-
genommen. Es wird in der Ergebnistabelle des FAR-Verfahrens Stufe 2 lediglich auf den 
Umweltbericht und den Bericht der Prüfung zur Raumverträglichkeit verwiesen. Es fehlt 
ein übersichtliches Nebeneinanderstellen aller Prüfergebnisse (vgl. auch 1.11.). 

 

                                                           
8 „Europäische Umgebungslärmrichtlinie Aktionsplan Erlangen, Amt für Umweltschutz und Energiefragen“ Oktober 2015 
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3. In der Verkehrsplanung der Stadt Erlangen und bei der Planung der StUB liegen 
nach unserer Einschätzung erhebliche Mängel bzw. Fehler vor. Wir wenden des-
halb ein: 

3.1. Die Streckenführung der StUB mit der Regnitztalquerung über den „Mittleren Korridor“ 
beruht auf veralteten Planungen der 90er Jahre. Dies kommt auch im Flächennut-
zungsplan der Stadt Erlangen aus 2003 zum Ausdruck. Der Flächennutzungsplan der 
Stadt Erlangen (FNP) ist vollkommen veraltet, zumal immer wieder gravierende Teilän-
derungen stattgefunden haben. Der vorhandene FNP mit seinen Teiländerungen stellt 
kein Gesamtstädtisches Planungskonzept mehr dar. Dieser und die eingetragene 
StUB-Trasse können kaum mehr als Grundlage für eine so raumbedeutende Maßnah-
me wie die StUB herangezogen werden. Noch im Jahr 2012 mag die eingetragene 
Trasse aufgrund der innerstädtischen Lage der Siemens-Standorte in gewisser Weise 
nachvollziehbar gewesen sein. Doch bereits im Herbst 2013 gab Siemens die Verlage-
rung seiner innerstädtischen Standorte auf den Siemens-Campus bekannt. Erste Pla-
nungen fanden 2014 statt und seit 2016 ist die Bebauung des ersten Moduls konkret 
geworden. Eine Berücksichtigung der Verlagerung von zunächst 10.000 bis 14.000 
Siemensbeschäftigten (Modul 1+2) müsste folgerichtig zwangsläufig zu einer Anpas-
sung der Trassenvariante führen. Dies ist nicht geschehen. Dabei ist zu beachten, dass 
der neue Siemens-Campus modulweise entwickelt wird. Die ersten 3 Module sind konk-
ret geplant (Bebauungsplan rechtskräftig bzw. Aufstellungsbeschluss) und wurden in 
Teilen bereits verwirklicht. Diese befinden sich im Bereich der Günther-Scharowsky-
Straße. Die weiteren geplanten Module 4 – 8 würden sich dann südlich der Paul-
Gossen-Straße weiter nach Osten hinziehen. Ob diese weiteren Module realisiert wer-
den ist noch ganz unsicher. Der aktuelle Planungs-/Zielhorizont von Siemens liegt so-
weit bekannt im Jahr 20309 mit der Realisierung der Module 1-3. Die StUB-Planung er-
folgt für den gleichen Prognosehorizont (Jahr 2030). Damit wären insbesondere die ak-
tuell neu, bis 2030 entstehenden Siemensareale, also Modul 1 bis 3, bei den StUB-
Planungen zu berücksichtigen. In der aktuellen Planung werden diese aber v.a. vom 
Westen her gar nicht und auch nicht vom Süden bzw. Südosten (Luftlinie Haltestelle 
Friedrich Bauer-Straße bis Günther-Scharowsky-Straße ist 1 Kilometer) attraktiv (d.h. 
reisezeit- und umstiegsarm) mit der StUB erschlossen. Das ist eine Fehlplanung hohen 
Grades. Quintessenz: Rund 15.0000 Arbeitsplätze (geschätzt für alle drei Siemens-
Module) werden bewusst von einer attraktiven Entwicklung des ÖPNV ausgeschlossen. 
Das Ziel, Siemens attraktiv mit der StUB anzubinden, wird verfehlt.  

                                                           
9 https://new.siemens.com/de/de/unternehmen/nachhaltigkeit/siemens-campus-erlangen/das-projekt.html 
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3.2. Generell ist bei diesen Planungen nicht nachzuvollziehen, ob die Menschen ihr Ziel v.a. 
von Wohnort zum Arbeitgeber oder Studienplatz wirklich in einer angemessenen Zeit 
erreichen. Die StUB soll als Ziel ganz wesentlich den Pendlerverkehr entlasten und er-
möglichen. Bei den StUB-Zweckverbands-Kommunen ist der Pendlerverkehr in die 
Stadt Erlangen mit weit mehr als 60.000 Einpendlern am weitaus höchsten. Somit sollte 
der größte Effekt der StUB in der Lösung dieser Problematik liegen. Wir hegen großen 
Zweifel, dass dieses Ziel, den Erlanger Einpendlerverkehr mit der StUB zu verbessern, 
im ausreichenden, v.a. angemessenen Maß erreicht wird. Eine konkrete Ermittlung und 
Darstellung dieser Sachverhalte sind vonnöten. 

3.3. Seit April 201810 ist bekannt, dass eine Initiative StUB-Ostast aus 14 Bürgermeistern 
das Ziel verfolgt, einen Ostast der StUB zu realisieren. Dazu wurde inzwischen eine 
Vorstudie beauftragt. Die erste überschlägige Einschätzung des Gutachterbüros intra-
plan errechnete gute Chancen, dass auch ein StUB-Ostast förderfähig ist. Der Zweck-
verband StUB ist von Anfang an eingebunden und unterstützt das Ziel der Landkreis-
übergreifenden Initiative der Bürgermeister für einen Ostast der StUB (LIBOS). Die 
Wahrscheinlichkeit, dass schon in Kürze eine Osterweiterung mitgeplant werden kann 
ist also sehr groß. Mit einem Ost-Ast ergeben sich neue Anknüpfungspunkte und neue 
Möglichkeiten einer Trassenführung. Auch könnten zuvor abgelehnte Alternativtras-
sen11 gegebenenfalls wieder als zielführend beurteilt werden. Es bedarf einer neuen 
Planung und Überprüfung von Trassen und Trassenalternativen für das gesamte Netz. 
Noch ist der Bau der StUB nicht begonnen, oder gar konkretisiert. Eine integrierte Pla-
nung der Anbindung der östlichen Gemeinden zum jetzigen Zeitpunkt wäre zielführend 
und kostenreduzierend. Wird jedoch zum jetzigen Zeitpunkt bereits mit einer Ergänzung 
geplant, ist das ein klassischer, planerischer Geburtsfehler. Eine erhebliche zeitliche 
Verzögerung der Realisierung der StUB ist dadurch nicht oder nur marginal zu erwar-
ten. Eine drängende Zeitnot, die es rechtfertigen würde, keine Gesamtplanung zu ma-
chen, besteht nach unserer Kenntnis nicht. 

3.4. Für die StUB-Trassenplanung wurden – auch unter raumordnerischen Gesichtspunkten 
- keinerlei Betrachtungen angestellt, wie die StUB in der Zukunft gegebenenfalls erwei-
tert werden kann. Schon heute ist klar, dass viele notwendige Ziele durch die einzige 
Trasse nicht erreicht werden können (z.B. Kliniken, Wohngebiete, Röthelheimpark, 
Frauenauracher Industriegebiet etc.). Folgt man den Argumenten des Zweckverbandes 
ist dieses Verkehrsmittel zukunftsweisend. Erweiterungsmöglichkeiten sollten deshalb 
zumindest angedacht und bei der Trassenführung mitberücksichtigt werden. Schon der 
unter Pkt. 3.3. genannte Ostast zeigt, wie schnell sich diese Notwendigkeiten und die 
Bereitschaft der Verantwortlichen im Hinblick auf eine Erweiterung verändern. Der künf-
tige Bedarf ist absehbar. Auch die Gemeinden im Nordwesten Dechsendorf, Hemhofen 
und Röttenbach könnten attraktiv angeschlossen werden. In relativ naher Zukunft wird 

                                                           
10 https://www.nordbayern.de/region/erlangen/burgermeister-geben-ostast-der-stub-nicht-auf-1.7494875 
11 z.B. der Campusbahn mit einem zusätzlichen Ast zum Erlanger Hauptbahnhof. Das Argument, das bislang gegen diese 

Trassenlösung sprach, nämlich die Fahrtzeitverschiebungen bei den unterschiedlich langen Ästen, ist ggf. mit dem Ostast 

lösbar. 
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es also weitere StUB-Linien gerade vom Westen in Richtung Erlangen geben müssen. 
Die aktuell geplante Trassenführung mit einer neuen Verkehrsachse über den „Mittleren 
Korridor“ ermöglicht jedoch keine sinnvollen Ergänzungen. Im Gegenteil, sie stellt einen 
potenziellen Engpass dar und ist damit störanfällig. 

3.5. Die Erlanger Altstadt ist ein bedeutendes, zentrales, identitätsstiftendes und zudem 
historisches Handelszentrum der Stadt Erlangen. Mit der gewählten Streckenführung 
der StUB wird sie weiter „abgehängt“, da sie mit der StUB nicht erreichbar ist. Die 
StUB-Trasse tangiert das Altstadtzentrum nicht einmal. Sie begünstigt vielmehr andere, 
weniger „bedürftige“ innerstädtische Areale. Ein Aussterben und ein weiterer Leerstand 
der barocken Altstadt ist die Folge. Dieser erheblich negative Effekt widerspricht sämtli-
chen kommunal- und regionalpolitischen sowie raumordnerischen Zielen und den Be-
dürfnissen der Bevölkerung. 

3.6. Der Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Erlangen zeigt, dass eine Notwendigkeit einer 
schnellen Verbindung ohne Umweg über den Hauptbahnhof Erlangen vom Westen, di-
rekt über die Paul-Gossen-Straße zum Siemens-Campus (Modul 1-3) und weiter zum 
Südgelände besteht. Die im ROV vorgelegte Streckenführung der StUB lässt diesen 
sehr großen Bedarf vollkommen unberücksichtigt. 

3.7. Die im ROV vorgelegten Varianten der Regnitztalquerung verlaufen mitten durch ein 
Landschaftsschutzgebiet. Die dazu zugrundeliegende Gesetzgebung findet bei diesen 
Trassenplanungen keinerlei Berücksichtigung. Vielmehr werden Verbote gänzlich igno-
riert: Nach Bundesnaturschutzgesetz § 26 Abs. 2 sind in einem Landschaftsschutzge-
biet „…alle Handlungen verboten, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem 
besonderen Schutzweck zuwiderlaufen“. 

3.8. Bei der Suche nach einer „besten Trasse“ wurde den Ökosystemleistungen der Natur-
räume keine Rolle beigemessen. Gemäß der EU-Biodiversitätsstrategie Ziel 2 müssen 
bis 2020 die Ökosystemleistungen erfasst sein. Es ist davon auszugehen, dass zeitnah 
Maßnahmen zum Erhalt folgen müssen. Dies wird die weiteren StUB-Planungen noch 
treffen. Deshalb hätten der Zweckverband StUB und die Stadtratsgremien der beteilig-
ten Kommunen nach unserer Einschätzung in weiser Voraussicht darauf und in Ver-
antwortung für künftige Generationen gerade bei einem solchen Jahrhundertprojekt ei-
ne Entscheidung zur Berücksichtigung der Ökosystemleistungen treffen müssen. Be-
trachtet man diesbezüglich als Beispiel den Naturraum des Regnitztals, so lässt sich 
dazu feststellen, dass mit der Querung des noch unversehrten Grünzuges Regnitztal 
(Mittlerer Korridor) ein regionaler Grünzug (Z-, LEP Nr. 7.1.4 / RP Pkt 7.1.3.2) betroffen 
ist und hier also ein hohes Konfliktpotential vorliegt. Dies wurde zwar erkannt (Band B 
der ROV-Unterlagen, S. 33/34 und S. 88). Gleichzeitig aber wird das nicht ausreichend 
und mit der notwendigen Gewichtung dargestellt und nicht im notwendigen Maß bei der 
Entscheidung der Regnitz-Talquerung berücksichtigt. Dieser Sachverhalt wird von uns 
als ein gravierender, sehr nachhaltiger sowie kostspieliger Fehler angesehen  
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3.9. Die Ziele der StUB sind unvollständig12. Stadtentwicklungs- und umweltpolitische Ziele 
fehlen. Mindestens hätten die Ziele, die auch im Landesentwicklungsprogramm von 
Bayern und im Regionalplan Nürnberg verankert sind, aufgenommen werden müssen, 
wie zum Beispiel „Bündelung der Infrastruktureinrichtungen“ und „Erhalt von Grünstruk-
turen“ sowie „Verbot der Zerschneidung von Grünzügen“. Es fehlen außerdem die viel-
fach in Öffentlichkeitsveranstaltungen benannten Ziele: „Reduzierung des Autoverkehrs“ 
und „Reduzierung des CO2-Ausstoßes sowie der Schadstoffimmissionen“ mit konkreten 
Angaben der von der StUB zu leistenden Wirkung. Hierin liegt ein eklatanter Mangel. 

3.10. Bei der Trassenplanung werden im Rahmen des Raumordnungsverfahrens nur noch 
Regnitztalquerungen über den „Mittleren Korridor“ zur Diskussion gestellt. Dass nur die-
se Regnitzquerungs-Varianten im „standardisierten Bewertungsverfahren“ bzw. in der 
überschlägigen NKV-Berechnung im Vergleich zu Trassen entlang des Büchenbacher 
Damm oder Dechsendorfer Damm positiv abschneiden, ist sicherlich auch darauf zu-
rückzuführen, dass nach wie vor der Individuelle Autoverkehr zu hoch bewertet wird. Die 
Verringerung des Autoverkehrs ist ein vielfach benanntes, grundlegendes Ziel der StUB. 
Will man den Autoverkehr zugunsten des ÖPNV reduzieren und CO2 einsparen muss 
Autofahren unbequem und zeitaufwändig werden. Auch müssen Anreize zum Umstei-
gen auf den ÖPNV durch niedrigere, zum Spritpreis konkurrenzfähige ÖPNV-Fahrpreise 
geschaffen werden. Es fehlen solche und weitere, dringend notwendige Konzepte und 
Entscheidungen im Erlanger Stadtrat und im Verkehrsverbund VGN, die den Zielen ei-
ner Verkehrswende gerecht werden. Solche Entscheidungen und Beschlüsse könnten 
sich in einem Standardisierten Bewertungsverfahren positiv auf die wesentlich umwelt-
verträglicheren StUB-Trassenvarianten, die mit den vorhandenen Dämmen (Büchenba-
cher Damm oder Dechsendorfer Damm) gebündelt werden oder vorhandenen Trassen 
nutzen (z.B. Aurachtalbahn), auswirken. 

3.11. Der Zweckverband und die Bürgermeister der beteiligten Städte führen regelmäßig 
und in zahlreichen öffentlichen Veranstaltungen als wichtigen, wenn nicht sogar wich-
tigsten positiven Aspekt der StUB die Verringerung des Auto-Verkehrs und der Beginn 
einer Verkehrswende an. Sie teilen unisono mit, dass sie mit der ins ROV eingebrachten 
Trassenführung und ihrer Teilvarianten diesen Aspekt auch umsetzen können. Es trifft 
aber keineswegs zu, dass der Autoverkehr verringert wird (jedenfalls nicht gegenüber 
heute und dem bereits heute an die Grenzen stoßenden Verkehrs- und Mobilitätsauf-
kommen). Es liegt ein gravierender Irrtum vor. Denn tatsächlich wird, bevor die StUB 
gebaut ist, von einer deutlichen Zunahme des Verkehrs ausgegangen (vgl. Prognose-
zahlen der standardisierten Bewertung), der Verkehr wird durch die Entwicklungen (re-
gional oder national bedingt) unzulässiger- bzw. unverantwortlicher Weise weiter ver-
schärft! Zu allererst muss diesem Zuwachs mit einer Reduktion der Mobilitätsbedürfnis-
se bzw. Mobilitätsbedarfe entgegengesteuert werden. Widersinniger Weise stellt aber 
gerade dieses Argument des Mobilitätszuwachses eine wichtige Begründung für den 

                                                           
12 Über die in Kap. 2.2.2.1. Band 0 genannten „Funktionalen Ziele“ hinaus sind keine weiteren klaren Zielbenennungen für 

die StUB bekannt. 
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Bau der StUB dar. Eine ca. 1,6%ige bis 2%ige Reduktion des in 2030 gegenüber heute 
erheblich vermehrten MIV ist im Grunde vernachlässigbar und es ist vor diesem Hinter-
grund unzulässig, von einem Erfolg bei der Reduzierung des Autoverkehrs oder gar von 
einer wichtigen Maßnahme für eine Verkehrswende zu sprechen. 

3.12. Mit einer neuen Verkehrsachse, die die StUB-Trassenführung über einen Mittleren 
Korridor bei der Regnitztalquerung, bedeuten würde, wird auch deshalb kein Autover-
kehr reduziert, weil die vorhandenen Verkehrsachsen im vorhandenen Ausmaß beste-
hen bleiben. Vielmehr geschieht genau das Gegenteil: Durch die Herausnahme des 
ÖPNV-Verkehrs aus diesen vorhandenen Verkehrsachsen werden die Straßen dort ent-
lastet und der Autoverkehr eben auf diesen Dämmen im Norden und Süden gefördert. 
Damit wird das wichtigste Ziel der StUB, sowie es der Öffentlichkeit präsentiert wird, den 
MIV zu reduzieren, verfehlt. 

Könnte nachgewiesen werden, dass dennoch der MIV auf den bestehenden Regnitz-
querungen tatsächlich reduziert wird, bzw. hätte man dieses als Ziel klar definiert, wür-
de es Sinn mach, auf den am Büchenbacher Damm freiwerdenden zwei von vier Spu-
ren eine reine ÖPNV-Trasse zu realisieren, statt eine neue Verkehrsachse zu bauen. 
Es würde ja keinen Sinn machen, wenn die „alten“ Verkehrsachsen dann zwar weiter 
existieren, aber nicht mehr sinnvoll benutzt werden würden und gleichzeitig ein wertvol-
ler Naturraum zerstört wäre. Es liegt in der aktuellen Planung ein großer Planungs- und 
Denkfehler vor. 

3.13. Im Gespräch mit Verkehrswissenschaftlern wird bestätig: Durch Ausbau der Schie-
neninfrastruktur ohne gleichzeitigen Straßenrückbau findet keine Verlagerung von der 
Straße auf die Schiene statt. Untersuchungen von Gilles Duranton and Matthew A. Tur-
ner (Oktober 2011)13 belegen, dass eine verstärkte Bereitstellung von Straßen oder öf-
fentlichen Verkehrsmitteln die Überlastung wahrscheinlich nicht lindern wird. Und: Ein 
kurzer Blick in die Unterlagen zeigt, dass die Streckenführung der Straßenbahn durch 
das Erholungsgebiet Regnitzaue völlig unsinnig ist. Man sollte die vorhandenen Straßen 
benutzen. Wenn dadurch die (Lärm-)Belastung zu groß ist, sollte man an dieser Stelle 
das Tempo im Autoverkehr absenken. Für den Autoverkehr ändert sich dadurch nichts, 
da nur die Staus an anderer Stelle so verringert werden, dass die Gesamtreisezeiten 
gleichbleiben. Es wird dazu auf die Untersuchungen von J. Stromberg  (2015)14 verwie-
sen. 

3.14. Die große Verkehrsbelastung der Städte ist unter anderem durch Ausweisungen von 
neuen Gewerbegebieten, neuen Wohngebieten und Nachverdichtungsmaßnahmen der 
letzten Zeit entstanden. Die bestehende Verkehrsbelastung zeigt, dass bei der Auswei-
sung der Gebiete die Verkehrssituation auch in der weiteren Zukunft (nächste 10 bis 15 
Jahre) nicht ausreichend berücksichtigt wurde. Die Baugebietsausweisungen dürften 

                                                           
13 American Economic Review 101 (October 2011): 2616–2652; 

http://www.aeaweb.org/articles.php?doi=10.1257/aer.101.6.2616 
14 J. Stromberg : The "fundamental rule of traffic" :building neww roads just makes people drive more, Vox, 2015; 

https://www.vox.com/2014/10/23/6994159/traffic-roads-induced-demand 
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wegen ungelöster Verkehrsanbindungen bereits fehlerhaft gewesen sein. Wenn sich die 
Verkehrsprognosezahlen nun weiter deutlich erhöhen, zumindest die Fahrgastzahlen 
haben sich nach neuen Berechnungen Ende 2018 teils verdoppelt (vgl. Erlanger Nach-
richten vom 29.11.201815), stellt sich die Frage, welche weiteren Bebauungsplanungen 
sich möglicherweise dahinter verbergen und ob es für diese bereits Beschlüsse gibt. In 
beiden Fällen der Antwort „Ja“ oder „Nein“ wäre das jeweilige Vorgehen falsch, denn: 
Gibt es keine Beschlüsse, dann können hierfür keine Prognosezahlen angesetzt wer-
den. Gibt es aber bereits Beschlüsse für weitere Baugebiete in den beteiligten Kommu-
nen, wären auch entsprechende Beschlüsse zu einem Ausbau der Verkehrsachsen nö-
tig gewesen16, andernfalls läge ein planerischer Fehler vor. Diese Argumentation zeigt, 
dass neue Verkehrsachsen, d.h. eine erneute, vierte bzw. fünfte Zerschneidung des 
Regnitztales auf Erlanger Stadtgebiet mitten durch die grüne Lunge von Erlangen bei 
einer guten vorausschauenden Verkehrsplanung nicht erforderlich ist. 

3.15. Ein Regenrückhaltebecken im Überschwemmungsgebiet, wie eines im Wiesengrund 
von Erlangen für die Vorzugstrasse vorgesehen ist, wird als keineswegs zielführend er-
achtet und treibt den Flächenverbrauch im Landschaftsschutzgebiet sowie die Gefähr-
dung von Flora und Fauna unnötig weiter in die Höhe. 

 

4. Erhebliche Mängel und Fehler bei der Bewertung verschiedener Kriterien, Belange 
und Schutzgüter sind trotz erheblich mangelnder Transparenz (vgl. Punkt 1) und 
dargelegter Unvollständigkeit der Unterlagen im ROV (vgl. Punkt 2.) festzustellen. 
Es ist davon auszugehen, dass demzufolge auch eine fehlerhafte Alternativenprü-
fung (einschließlich FAR-Verfahren und überschlägige NKV-Berechnung) vorliegt. 
Die darauf fußenden Entscheidungen für die Streckenführung und ihre Teilvarian-
ten der StUB müssen nach unserer Einschätzung entsprechend als nicht sachge-
recht betrachtet werden. Einige der Mängel und Fehler werden nachfolgend aufgelis-
tet: 

4.1. Kriterium „Kosten beim Erwerb von Grundstücken“: Dieses Kriterium verfälscht 
das Ergebnis auf der Suche nach einer besten Trasse. Die beteiligten Kommunen ha-
ben in der Vergangenheit aufgrund veralteter Pläne (vgl. Punkt 3.1.) zahlreiche Grund-
stücke entlang der alten Trassenführung erworben und diese sowie weitere Flächen 
planerisch freigehalten. Dieser Umstand und damit auch das Kriterium „Erwerb von 
Grundstücken“ begünstigen das Festhalten an alten, aber inzwischen überholten Plä-
nen. Alternativ-Planungen auf Basis aktueller Fakten und künftiger städtischer oder 
raumordnerischer Entwicklungen werden schon deshalb möglicherweise verunmöglicht. 
Eine Beste Trasse, die ihre Ziele bestmöglich erreicht, wird jedenfalls unter dieser Prä-
misse nicht gefunden. Die Kosten der oben genannten, im Voraus mit Blick auf die 

                                                           
15 „StUB: Neue Prognose rechnet mit deutlich mehr Fahrgästen; Die Stadt-Umland-Bahn wird wohl häufiger fahren als ur-

sprünglich gedacht - 29.11.2018  05:54 Uhr; https://www.nordbayern.de/region/stub-neue-prognose-rechnet-mit-deutlich-

mehr-fahrgasten-1.8355121 
16 die StUB kann mangels Beschlüsse für den Bau derselben nicht eingeplant gewesen sein 
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StUB erworbenen Grundstücke müssen konsequenter Weise im FAR-Verfahren und in 
der NKV-Berechnung mit ihrem heutigen Wert, bzw. dem Wert, der bei einer anderen 
städtebaulichen Entwicklung hätte erzielt werden können, und mit dem Wert der Öko-
systemleistungen einfließen. Nur weil der Grundstückserwerb für eine Trasse durch den 
Mittleren Korridor schon vorauseilend getätigt wurde und nicht oder nicht angemessen 
monetär angerechnet wird und nur weil die landwirtschaftlich genutzten Flächen durch 
den Mittleren Korridor fast nichts kosten, wird die Streckenführung auf dieser Trasse 
nicht richtiger und nicht besser. 

Gleichzeitig wird der große monetäre Pluspunkt einer Nutzung der Trasse der Aurach-
talbahn bzw. eine Reaktivierung derselben überhaupt nicht berücksichtigt. Durch die 
vorhandene Trassenführung mit Dämmen und Überführungen/ Brücken und der Vorbe-
lastung im Hinblick auf die Umwelt, stellt diese eine der ressourcenschonensten Stre-
ckenführung in Bezug auf die Regnirtztalquerung und die Streckenführung nach Herzo-
genaurach dar. 

4.2. Reisezeitänderung: In FAR-Verfahren Stufe 1 wurde – soweit bekannt – die Reise-
zeitänderung bei den Trassenalternativen falsch berechnet, denn es wurde offensicht-
lich bei der Ermittlung der Wege und Umsteigezeiten das bestehende Busnetz heran-
gezogen und gleichzeitig aber die StUB-Fahrzeiten zugrunde gelegt (vgl. Unterlage 
D_1_01 Erläuterungen Kriterien). Dieses Vorgehen ist fehlerhaft, es hätte ein ange-
passtes Busangebot angesetzt werden müssen, dass die jeweilige StUB-Trasse be-
rücksichtigt, und somit in jeder Variante gleichermaßen die Umsteigezeiten reduziert. 
Dagegen entstehen beim Ansatz mit dem bestehenden Busnetz ungünstige oder güns-
tige Zufälle, d.h. die Trassenvarianten sind einer Beliebigkeit bei der Betrachtung der 
Fahrtzeit, bedingt durch die Umsteigezeit ausgesetzt. Die Alternativenprüfung ergibt 
somit ein falsches Bild und kommt demzufolge gegebenenfalls zu einem falschen Er-
gebnis. 

4.3. Zur Ermittlung der Reisezeitänderung im FAR-Verfahren Stufe 1 wurden zum Teil sehr 
ungewöhnliche, eher sehr selten genutzte Fahrtstrecken herangezogen bzw. u.E. 
wahllos Strecken ausgewählt. Für die Streckenwahl gibt es keine inhaltlichen Begrün-
dungen. Sie kommen real auch nicht häufig vor und entsprechen eher untergeordnet 
den Zielen der StUB gemäß Kap. 2.2.2.1 des Erläuterungsberichts. Es fehlt zur Nach-
vollziehbarkeit dieser Streckenwahl eine Dokumentation. Es wurden Strecken wie z.B. 
„Adidas nach München“, oder „Rathgeber Staße zum Tiergärtner Tor“, „Himbeerpalast 
– Ziegelstein“ „Schulzentrum West nach Siemens-Campus“ gewählt. Besonders fällt 
auf, dass sich bei diesen Anfangs- oder Endpunkten nicht besonders viele Wohneinhei-
ten oder Studentenwohnheime befinden. Die Streckenauswahl für die Berechnung der 
Reiseänderungen ist somit unzulänglich, womit die jeweils ermittelte Reisezeitänderung 
konsquenterweise unzutreffend sein dürfte. Inwieweit solche ungenügend ermittelten 
Reisezeitänderungen auch in der NKV-Bewertung vorliegen, kann mangels Dokumen-
tation und Mangels Möglichkeit der Einsichtnahme von uns nicht beurteilt werden. Da 
der Reisezeitänderung in beiden Verfahren (FAR und NKV-Berechnung) eine sehr gro-
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ße Gewichtung zukommt, sollten mögliche Fehler in dieser Berechnung/Bewertung des 
Faktors/des Kriteriums „Reisezeitänderung“ genau untersucht und überprüft werden. Es 
ist nach unserer Einschätzung davon auszugehen, dass Fehler vorliegen. 

4.4. Der Flächenverbrauch ist v.a. im Teilbereich Regnitzquerung nicht zutreffend ermittelt 
worden. Im Umweltbericht, Kap. 6.6. Schutzgut Fläche und Boden heißt es, dass die 
Trassenvarianten 1038 und 1047 einen größeren Flächenverbrauch zur Folge haben. 
Flächenverbrauch ist jedoch definitionsgemäß eine Flächenneuinanspruchnahme für 
Siedlungs- und Verkehrsflächen17. Der im Umweltbericht verwendete Begriff „verbau-
ende Oberfläche“ ist nicht definiert. Im Ergebnis ist die Beurteilung beim Flächenver-
brauch ganz offensichtlich eklatant falsch. Die Talquerungen entlang bereits bestehen-
der Trassen benötigen keine Busspur und können somit schmaler ausgeführt werden. 
Die Länge der Talquerung entlang bestehender Dämme ist deutlich geringer. Die Tras-
senabschnitte, die zu diesen Talquerungen führen, befinden sich im Bereich vorhande-
ner Siedlungs- und Verkehrsflächen. Der Flächenverbrauch ist daher bei den Varianten 
Korridor Nord und SÜD definitiv deutlich geringer als über die Varianten im Mittleren 
Korridor. Es ist davon auszugehen, dass der Flächenverbrauch sowohl im FAR-
Verfahren als auch in der NKV-Berechnung ebenso falsch berechnet und damit falsch 
bewertet wurde wie im Umweltbericht. 

4.5. Die Flächenversiegelung ist ebenfalls zumindest für den Abschnitt der Regnitzque-
rung falsch bewertet. Für die Trassenvarianten entlang der bestehenden Verkehrsach-
sen (Büchenbacher und Dechsendorfer Damm) müssen nicht zwangsweise die Dämme 
verbreitert werden, sondern es können die Querungsbauwerke sinnvollerweise, und 
u.a. aus Gründen des Hochwasserschutzes, ebenfalls, wie im Mittleren Korridor auch, 
als Brücken ausgeführt werden. Die zu versiegelnde Fläche ist damit und mit der kürze-
ren Strecke sowie der möglichen schmaleren Ausführung der Querungsbauwerke (vgl. 
Punkt 4.4) bei den beiden Trassenvarianten entlang der vorhandenen Dämme deutlich 
geringer als angegeben. 

4.6. Auch die Beurteilung des Schutzgutes Wasser ist für die beiden Trassenvarianten 
entlang der bestehenden Verkehrsachsen (Büchenbacher und Dechsendorfer Damm) 
deshalb unzutreffend, weil dort aus Gründen des Hochwasserschutzes Brückenbau-
werke nötig, zumindest aber möglich sein werden. Bei der Realisierung von Brücken-
bauwerken bei der Streckenführung über den Korridor Nord oder Süd sind die Beein-
trächtigung auf das Überschwemmungsgebiet durch die Vorbelastung der vorhandenen 
Dämme und aufgrund der geringeren Länge der Querung deutlich geringer. 

Beim Schutzgut Wasser wird außerdem das Schutzgut Grundwasser überhaupt nicht 
bewertet. Beim Grundwasser schneiden die beiden Trassen entlang vorhandener Tal-
querungen deutlich besser ab, da durch die Dämme ein bereits vorbelastetes Gebiet 
vorliegt. 

                                                           
17 vgl. BMU https://www.bmu.de/themen/nachhaltigkeit-internationales/nachhaltige-entwicklung/strategie-und-

umsetzung/reduzierung-des-flaechenverbrauchs/ 
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4.7. Bei der Bewertung des Belanges Lärm/Schall wurde der „Lärmaktionsplan 2015“18 
der Stadt Erlangen offensichtlich nicht berücksichtigt. Der durch die StUB--
Trassenführung betroffene Abschnitt des Wiesengrundes (Regnitztalquerung) stellt im 
nördlichen Bereich eine noch verhältnismäßig ruhige Insel inmitten von stark durch 
Lärm belasteten Gebieten dar (vgl. S. 29 des „Europäische Umgebungslärmrichtlinie 
Aktionsplan Erlangen, Amt für Umweltschutz und Energiefragen“ Oktober 2015). Gera-
de deshalb kommt diesem „Mittleren Korridor“ eine besondere Bedeutung für die 
menschliche Gesundheit zu. Die Lärmsituation sollte dort auf keinen Fall verschlechtert 
werden. 

Auch die westlich des Regnitzgrundes gelegenen und von der StUB-Regnitzquerung 
betroffenen Wohngebiete weisen bereits eine Lärmüberschreitung nach 16.BImSchV 
auf (vgl. S. 32 Europäische Umgebungslärmrichtlinie Aktionsplan Erlangen, Amt für 
Umweltschutz und Energiefragen; Oktober 2015). Jede weitere Lärmbelästigung sollte 
dringend vermieden werden. 

4.8. Im Umweltbericht (Seite 132) ist die Bewertung des Schalls in Bezug auf die menschli-
che Gesundheit inkonsequent bewertet. Grundsätzlich gilt, dass die Umsetzung erfor-
derlicher Schallschutzmaßnahmen im Bereich bereits vorbelasteter Gebiete sogar dazu 
führen kann, dass sich die Schallsituation insgesamt verbessert (S. 89 des Umweltbe-
richtes). Hinzu kommt, dass in der gleichen vorbelasteten Straße eine Straßenbahnlinie 
dem motorisierten Individualverkehr und somit einer höheren Feinstaubbelastung ent-
gegenwirkt. Diese Argumente müssen für alle betroffenen Streckenabschnitte gleich-
ermaßen gelten, umso mehr, umso länger die Streckenabschnitte und die dadurch 
möglichen Verbesserungen sind. Im Umweltbericht und vermutlich ebenso im FAR-
Verfahren sowie bei der überschlägigen NKV-Berechnung sind die Streckenvarianten 
1047 und 1038 und 1049 und 1000 ungleich bewertet worden. Eine Korrektur ist folge-
richtig erforderlich. 

4.9. Wenn zwar an einer Stelle die Belastung von Verkehrslärm geringfügig reduziert wird, 
dafür aber an anderer Stelle eine bisher nie dagewesene Lärmbelastung (im Regnitz-
grund) hervorgerufen wird, dann hat die StUB ihr Ziel verfehlt. 

4.10. Schutzgut Mensch/ Erholung: Die Attraktivität des Wiesengrundes wird erheblich 
beeinträchtigt. Das ist in den ROV-Unterlagen richtig festgehalten. Zum Beispiel steht 
im Umweltbericht (Seite 132) geschrieben: „Entscheidend ist jedoch, dass die Varianten 
1049 und 1000 vor allem bei der Beeinträchtigung der Erholungsnutzung Nachteile zei-
gen. Sie bedingen eine Neuzerschneidung des wichtigen Erholungsraums Regnitzaue 
in einem bislang kaum beeinträchtigten Bereich mit einer Reihe von Sport- und Frei-
zeitnutzungen. Der Bereich zwischen Wöhrmühlinsel und den Seelöchern besitzt im 
Vergleich zu weiter südlich gelegenen Teilen der Regnitzaue aufgrund seiner zentralen 

                                                           
18 des „Europäische Umgebungslärmrichtlinie Aktionsplan Erlangen, Amt für Umweltschutz und Energiefragen“ Oktober 

2015 
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Lage zwischen Alterlangen, dem Bahnhof und der Altstadt Erlangens eine besondere 
Attraktivität“. 

Als Minimierungsmaßnahme wird eine bessere Erreichbarkeit des dann beeinträchtig-
ten Naherholungsgebietes ins Feld geführt. Das wird von uns als Hohn empfunden. 
Dem Argument, dass eine bessere Erreichbarkeit von Naherholungsräumen die erheb-
lichen Beeinträchtigungen derselben ausgleichen kann, widersprechen wir entschieden, 
es ist nirgends belegt. 

4.11. Laut Umweltbericht (Seite 89; Kapitel 4.2.) verbessert sich mit der Trassenvariante 
über eine Wöhrmühlbrücke/ über die Wöhrmühlinsel „gleichzeitig nicht allein die Er-
schließung von Wohn-, Gewerbe-, Bildungs- und Forschungsstandorten sondern auch 
von Erholungsschwerpunkten wie der Regnitzaue oder des Wildpferdgeheges Tennen-
lohe mit öffentlichen Verkehrsmitteln“. Und weiter: „Dadurch sind auch in diesen na-
turnahen Bereichen verkehrliche Entlastungen zu erwarten. Gleichzeitig wird die 
Erholungsfunktion gestärkt mit positiven Auswirkungen für die menschliche Gesund-
heit.“ Diese Aussagen können nicht nachvollzogen werden, denn im Wiesengrund ist 
und war schon immer motorisierter Verkehr verboten (mit Ausnahme landwirtschaftli-
cher Fahrzeuge u.ä.). In diesem Bereich findet mit der Trassenvariante über eine Kos-
bacher Brücke oder eine Brücke über die Wöhrmühlinsel ausschließlich eine neue, nie 
dagewesene und ganz erhebliche Verkehrsbelastung erst statt. 

4.12. In Band 0 Kapitel 4.1.2.2. heißt es: „Während die Gesamtvarianten G-0003 und G-
0005 zwar eine längere Querung des Regionalen Grünzuges aufweisen, verlaufen sie 
innerhalb des Grünzuges teilweise in anthropogen überformten Bereichen (Wöhrmüh-
linsel). Dadurch wird die Wöhrmühlinsel auch hinsichtlich der Erholungsnutzung bes-
ser erschlossen“. Diese Aussage ist vollkommen zusammenhanglos. Wir widerspre-
chen entschieden. Der Wiesengrund wird verbaut und durch ein Brückenbauwerk zer-
schnitten. Die Erholungsnutzung wird ganz erheblich beeinträchtigt. Die Erholungsnut-
zung des Wiesengrundes gilt vorwiegend der Erlanger Bevölkerung. Eine Erschließung 
des Wiesengrundes (Regnitztal „Mittlerer Korridor“) für eine Erholungsnutzung für das 
Umland macht gar keinen Sinn, da das Umland doch mehr Naturräume vorzuweisen 
hat. Sie ist auch nicht erstrebenswert, da der Nutzungsdruck bzgl. Erholung aus der Er-
langer Bevölkerung schon ausreichend hoch und zunehmend ist. Die angebliche Er-
schließung der Erholungsnutzung ist weder richtig noch wichtig noch positiv oder als 
Ausgleich zu werten. 

4.13. Ein Kriterium „Optische Beeinträchtigung des Stadtbildes“ fehlt im Hinblick auf eine 
Beeinträchtigung der Wohn- und Aufenthaltsqualität der Städte. Dieses Kriterium würde 
die Bedürfnisse der Bevölkerung aufgreifen. 

4.14. Als Vermeidungsmaßnahme wird im Umweltbericht (auf Seite 90) die Vermeidung 
von Baumfällungen genannt. Eine Prüfung, ob diese vorgeschlagene Maßnahme über-
haupt realistisch ist, scheint nicht erfolgt zu sein. Es ist vielmehr davon auszugehen, 
dass bereits bei der Erfassung nötiger Baumfällungen nur die Bäume gelistet sind, die 
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mit hoher Wahrscheinlichkeit geopfert werden müssen. Daher kann eine solche Mini-
mierungsmaßnahme kaum noch eine große Wirkung erzielen. Das sollte genauer dar-
gelegt werden. 

4.15. Im Hinblick auf die Belange Natur- und Artenschutz beziehen wir uns auf die Ein-
wendungen der Naturschutzvereine „Natur und Umwelthilfe e.V.“ sowie der „Natur-
schutzgemeinschaft Erlangen e.V.“. Die Inhalte dieser Stellungnahmen übernehmen wir 
vollständig. 

4.16. Im Hinblick auf den Belang Klima beziehen wir uns auf die Ausführungen/ die Ein-
wendungen von Dr. Sebastian Riekeheer, Membacher Weg 13, 91056 Erlangen. Die 
Inhalte seiner Stellungnahme übernehmen wir vollständig. 

4.17. Die Ergebnisse des FAR-Verfahrens Stufe 2 wurden stichprobenhaft versucht nach-
zuvollziehen. Unter dem Punkt Reisezeitgewinne ist die Berechnung nicht nachvoll-
ziehbar: z.B. bei Variante G0002 Zielgruppe Fahrgast: Das Kriterium Erschließung be-
steht aus 2 Kriterien. Der Einwohnergleichwert ist mit 116% deutlich besser als der der 
Referenztrasse. Die Personenfahrten/ Werktag sind nicht wesentlich schlechter (nur -6 
%). Die Begründung hierfür erfolgt in der Spalte „verbale Bewertung“ und dürfte sich 
eben auf die Personenfahrten/ Werktag beziehen. Die Bewertung selbst hätte +1 erge-
ben müssen, da der Vorteil der höheren Einwohnergleichwerte besser ist, als das Krite-
rium Fahrgast/ Werktag. Die Gesamtbewertung müsste also +1 lauten, mindestens je-
doch 0, nicht aber -1. Andernfalls wiegt das Kriterium Einwohnergleichwerte nichts. Es 
stellt sich auch die Frage: Wie wurde im Konkreten ermittelt, dass die erschlossenen 
Einwohner nicht umsteigen. Und: Ist eine Erhöhung der Fahrgastzahlen von 100 auf 
105% wirklich mit zwei Pluspunkten richtig bewertet? 

Im FAR-Verfahren wird mit den zwei/drei Kriterien „Reisezeitänderung“, „Anzahl Um-
stiege“ „Nachfrage ÖV (Zuwachs)“ eine doppelte bzw. dreifache Bewertung der Reise-
zeitgewinne durchgeführt, so dass dieser Aspekt eine viel zu hohe Gewichtung be-
kommen hat. Unseres Erachtens liegen Abwägungsfehler vor. Auch die Überrechnung 
des entscheidenden NKV kann von der Doppelberechnung betroffen sein. 

4.18. Für die Trassenplanung wurde ein Prognosehorizont bis 2030 festgelegt. Dieser 
Prognosehorizont ist nicht ausreichend, da er bestenfalls nur wenige Jahre weiterreicht, 
als das Jahr der geplanten Inbetriebnahme. Richtig wäre deshalb mindestens ein Prog-
nosehorizont bis 2035. Wünschenswert wäre ergänzend einen zweiten Prognosehori-
zont, z.B. 2050, mit zu berechnen, der die nationalen und internationalen Ziele wie das 
Klimaziel etc. mitberücksichtig und auch dem jahrzehnte- wenn nicht jahrhundertelan-
gen Wirken des Projektes (v.a. was die Beeinträchtigungen und den Ressourceneinsatz 
betrifft) gerecht wird. 

4.19. Insgesamt muss davon ausgegangen werden – den ROV Unterlagen nach zu 
schließen -, dass in die Berechnungen der Prognosezahlen und damit in die Verkehrs-
modelle unterschiedliche Verkehrszahlen, d.h. für unterschiedliche Prognosejahre 
eingeflossen sind. Damit wären sämtliche Berechnungen für künftige Verkehrsbelastun-
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gen oder -entlastungen mit den verschiedenen StUB-Trassenvarianten falsch. Die Hin-
weise hierfür finden sich in den ROV-Unterlagen im Band 0 des Erläuterungsberichtes 
unter Kapitel 2.4.2.3.2. VERKEHRSSTÄRKEN. Dort wird für Herzogenaurach eine Ver-
kehrsbelastungsprognose für das Jahr 2035 (17.400 Kfz/Tag) genannt. Konsequenter-
weise müssen für das ganze Untersuchungsgebiet Prognosezahlen für einen einheitli-
chen Prognosehorizont zur Anwendung kommen. Für Erlangen liegt aber nur der Ver-
kehrsentwicklungsplan (VEP) bis 2030 zu Grunde. 

4.20. Es ist nicht nachvollziehbar, wie die neuen Prognosezahlen aus Ende 2018 zu-
stande kommen. Eine Mehrung um ein Drittel bis hin zur Verdoppelung innerhalb der 
Jahre 2015 auf 2018 erscheint selbst für Laien fragwürdig. Laut Unterlage der UVPA-
Sitzung von Erlangen am 04.12.2018, TOP Ö 12.3. wurden diese „im Rahmen des Nut-
zen-Kosten-Monitorings“ vom Gutachter intraplan ermittelt. Genauere Erläuterungen da-
zu wurden nicht gegeben. Auch auf Nachfrage von Stadtrat Volleth wurde mit Mitteilung 
zur Kenntnis in der Erlanger Sitzung des UVPA am 16.10.2018 (TOP 11.5.) zu den 
Prognosezahlen im Erlanger Stadtgebiet lediglich auf das Verkehrsmodell der Abteilung 
Verkehrsplanung im Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung verwiesen (neben er-
gänzenden Infos, wo sich die Entwicklungsschwerpunkte im Stadtgebiet Erlangen befin-
den). 

4.21. Die verwendeten Prognosezahlen werden auch insofern angezweifelt, als dass 
die Grundvoraussetzungen der Ermittlung der Prognosezahlen innerhalb des Prognose-
zeitraums bereits nicht mehr zutreffen dürften. So wird das weitere Wachstum der Mobi-
lität und der immer größere Bedarf an Wohn- und Gewerbegebieten nicht einmal mehr 
für die nächsten zehn bis fünfzehn Jahre aufrechterhalten werden können oder dürfen 
(Vergleiche auch die Warnungen des Weltklimarates). Zudem werden dann andere Mo-
bilitätskonzepte greifen, wie „Car by Call“, autonomes Fahren, Home-Office-
Arbeitsplätze; veränderte städtebauliche Entwicklungen wie „Stadt der kurzen Wege“. 
Alle diese Aspekte blieben in der Ermittlung der Prognosezahlen offensichtlich unbe-
rücksichtigt. 

4.22. Nach unserer Einschätzung sind die angegebenen Investitionskosten in der Er-
gebnistabelle zur FAR-Stufe 2 (ROV- Unterlage D_2_04_Ergebnisse_Regnitzquerung) 
nicht richtig berechnet worden. Das schließen wir daraus, dass die verbalen Erläuterun-
gen beim Kriterium K1 zu den „bautechnische Risiken“ nicht überall richtig sind: Für die 
Trassenvarianten 1.4, 2.1, 2.3, und 3.2 müsste das Risiko „durch Tunnel Bhf. Erlangen“ 
gleichermaßen gelten. 

 

5. Es wird erheblicher Zweifel angemeldet, ob für die Beschlüsse im Stadtrat und 
den Stadtratsgremien von Erlangen zur StUB-Planung und zur Trassenführung ei-
ne sachgerechte Entscheidung auf Basis der vorgelegten Unterlagen möglich 
bzw. gegeben war. 
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5.1. Die Abstimmungen zur StUB-Trassenführung erfolgte zuerst in Teilstrecken. Die Teil-
streckenentscheidungen erfolgten zum Teil sehr frühzeitig und zwar für ganz entschei-
dende, wesentliche Abschnitte, nämlich die Regnitzquerung, ohne dass eine Gesamt-
übersicht, Gesamtbetrachtung zugrunde lag. Bei der Festlegung einer Streckenführung 
für die StUB, die sehr weitreichende Auswirkungen hat, ist jedoch nach unserem Ver-
ständnis eine erneute grundlegende Gesamtbetrachtung des Projektes erforderlich. 

5.2. Bei der Entscheidung der Erlanger Stadtratsgremien wurde nicht mehr über das Projekt 
StUB im Grundsätzlichen beraten. Vielmehr wurde nur noch zwischen Alternativen bei 
der Streckenführung entschieden. Das halten wir für unzureichend. 

5.3. Den Beschlüssen des Erlanger Stadtrates und seiner Gremien lagen unzureichende 
Unterlagen vor. So fehlte ganz wesentlich die Darlegung, inwieweit die Zielerreichung 
gewährleistet ist.  

Den Beschlüssen des Erlanger Stadtrates und seiner Gremien lag zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über eine Vorzugstrasse bzw. deren Teilabschnitten (Stadtratssitzungen 
am 11.04.2019 und 29.05.2019) kein Umweltbericht und keine Gesamtbewertung für 
die Gesamttrasse vor (vgl. Punkt 1.11. und 2.10.). 

Den Beschlüssen des Erlanger Stadtrates und seiner Gremien lagen zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über eine Vorzugstrasse bzw. deren Teilabschnitten (Stadtratssitzungen 
am 11.04.2019 und 29.05.2019) keine Stellungnahmen der städtischen Verkehrs- und 
Stadtplaner, Stellungnahmen des Umweltamtes sowie der VAG/VGN usw. zugrunde. 
Es fehlten auch Aussagen zu einer Plausibilitätsprüfung. Die wesentliche Entschei-
dungsgrundlage, die Ermittlung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses als nachvollziehbares 
Dokument, lag ebenfalls nicht bei. Es fehlte zudem eine Kostenschätzung für den zu 
erwartenden Kostenanteil für die einzelnen Kommunen. Stattdessen war eine Stellung-
nahme von Siemens beigefügt. Eine Fehleinschätzung und eine Fehlentscheidung 
durch die Stadträte sind daher vorstellbar. 

5.4. Die Wahl der Vorzugstrasse für das Stadtgebiet Erlangen bzw. als Gesamtstrecke mit 
ihren Teilvarianten im Erlanger Stadtrat am 29.05.2019 erfolgte auf Basis des Bewer-
tungsergebnisses der FAR-Stufe 2, das heißt der Ergebnistabelle wie in 
D_2_02_Ergebnisse_FAR_Stufe_2 der ROV-Unterlagen und/ inclusive der überschlä-
gigen Berechnung des NKV. Es fehlen darin die Darstellung und Bewertung der Um-
weltbelange komplett. Ergänzend lagen bestenfalls eine Übersicht bzw. ein Plan über 
Umweltbelange vor. Ein übersichtliches Nebeneinanderstellen des FAR-Stufe 2 Ergeb-
nisses und der Ergebnisse der Umweltbeeinträchtigungen sowie/oder eine Gesamtbe-
wertung haben völlig gefehlt. Dass eine Gesamtbewertung aller Belange aus den Krite-
riengruppen Umwelt, Technik und Raumverträglichkeit und Kosten nicht vorlag und, 
dass in der Ergebnistabelle der FAR-Stufe 2 die Beeinträchtigungen der Umwelt und 
der Menschlichen Gesundheit nicht enthalten sind, war nach unserer Einschätzung 
aufgrund der Unübersichtlichkeit der Unterlagen für die Stadträte nicht sofort erkennbar, 
zumal bei der vorhergehenden Entscheidung zur Teilstrecke Regnitzquerung am 
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11.04.2019 in der Entscheidungsunterlage die entsprechende Ergebnistabelle (vgl. 
auch D_2_04_Ergebnisse Regnitzquerung) die Umweltbelange – wenngleich sehr un-
zureichend - enthalten hat (vgl.. Pkt. 1.11). Hätten die Stadträte diesen Unterschied und 
diese fehlende Gesamtbewertung erkannt, hätten sie logischerweise für eine verglei-
chende Übersicht nach einem einheitlichen Verfahren selbst eine zusammenfassende 
Gesamtbewertung der Themenbereiche Technik, Kosten und Förderfähigkeit, Raum-
verträglichkeit und Umwelt für jede Variante erarbeiten oder diese einfordern müssen. 
Dies ist nicht geschehen. Eine sachgerechte Entscheidung über die Vorzugstrasse wird 
daher bezweifelt. 

5.5. Bei der Beratung und Beschlussfassung zur Gesamttrasse auf Erlanger Stadtgebiet, 
wurde den Erlanger Stadträten und Stadträtinnen erst in der Sitzung selbst die Trassen-
führung der Gesamtstrecke präsentiert19. Somit war eine angemessene Zeit zur Ausei-
nandersetzung mit der Fragestellung und eine ausreichende Vorbereitung für eine so 
wichtige Entscheidung kaum möglich. Es wird daher erheblicher Zweifel angemeldet, 
ob eine so kurzfristige Bekanntgabe wichtiger Unterlagen die richtige Voraussetzung 
ist, um bei einer so gewichtigen Entscheidung wie der StUB-Trasse fehlerfreie Ent-
scheidung zu ermöglichen. Eine terminliche Notwendigkeit für diese Adhoc-
Entscheidungen wurde nirgends benannt und ist in keiner Weise begründet. 

5.6. Insgesamt und konkret besteht der Eindruck, dass bei den Beschlussfassungen im Er-
langer Stadtrat und seinen Gremien eine unzureichende Gesamtkenntnis, mangelnde 
Detailkenntnis und fehlendes Bewusstsein für die getroffenen Beschlüsse vorlag. So 
wurde weder verbal noch in den Unterlagen zu den Sitzungen klar festgehalten, dass 
die anstehenden Entscheidungen für die StUB-Trasse grundlegend sind und eine die-
ser Trassenvarianten exakt wie abgestimmt weiterverfolgt und für das Planfeststel-
lungsverfahren konkretisiert werden wird, sofern die Stellungnahme des Raumord-
nungsverfahrens positiv ausfällt. Die Tragweite der Entscheidungen in den Erlanger 
Stadtratssitzungen am 11.04.2019 und 29.05.2019 wurde in keiner Weise kommuni-
ziert. Vielmehr wurde wiederholt mitgeteilt, dass noch nichts entschieden sei und die 
anderen geprüften Varianten auch im ROV weiterverfolgt werden. Das ist definitiv nicht 
der Fall. Die irreführende Kommunikation kommt unter anderem in der örtlichen Presse 
zum Ausdruck: In den Erlanger Nachrichten vom 13.04.2019 heißt es im Artikel zur 
Entscheidung über die Regnitzquerung: „Damit ist noch nichts Endgültiges entschieden. 
Im Zuge des komplizierten Verfahrens werden die anderen möglichen Varianten eben-
falls überprüft und sind somit nicht gänzlich aus dem Rennen“. Auch auf Nachfrage bei 
Oberbürgermeister Dr. Janik per E-Mail blieb dieser zu diesem Punkt mit seiner Antwort 
uneindeutig, das heißt unklar (Anlage 3). Zumindest bei Teilen der Erlanger Grünen lag 
ein falsches Verständnis vor. Sie glauben nach wie vor, die Regnitzquerungs-Varianten 
entlang Büchenbacher Damm und Dechsendorfer Damm würden weiter geprüft. Das 
wird in einem aktuellen Schreiben des Landtagsabgeordneten Zwanziger (Anlage 4) 
deutlich und ebenso in einer Stellungnahme, verfasst unmittelbar vor der o.g. Be-

                                                           
19 file:///C:/Users/FAMILI~1/AppData/Local/Temp/Beschlussvorlage.pdf 
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schlussfassung (Anlage 5). Es muss auf Basis dieser Sachlage davon ausgegangen 
werden, dass den Stadtratsentscheidungen fehlerhafte Kenntnisse zum Planungs- und 
Prüfverfahren und/oder eine Fehlinterpretation der Sitzungsunterlagen und/oder eine 
Fehleinschätzung zur Tragweite der Entscheidungen zu Grunde lag. Es macht auf uns 
den Eindruck, dass dies mehr oder weniger bewusst in Kauf genommen wurde. Wir 
zweifeln eine sachgerechte Beschlussfassung an. 

5.7. Eine „(Berechnungs-)Grundlage“ für die geplante StUB mit einer Trassenführung über 
einen Mittleren Korridor ist, dass das jeweilige Brückenbauwerk nur für die Stadtum-
landbahn und den Öffentlichen Busverkehr genutzt werden soll, ggf. noch für Rettungs-
dienste und Radverkehr. So jedenfalls die stets wiederholten Aussagen des Erlanger 
Oberbürgermeisters und des Zweckverbandes StUB in der Öffentlichkeit. Als Begrün-
dung für diese Grundlage wurde das Argument genannt, dass sonst keine Fördergelder 
zu bekommen sind. Jedoch ist bei der Erlanger Bevölkerung und sogar bei den Erlan-
ger Stadträten nur bedingt bekannt, dass diese Förderbestimmung („schienengebunde-
ner ÖPNV nur auf eigenen Trassen“) gerade in Verhandlung ist und zeitnah geändert 
werden könnte. Dieser Sachverhalt wurde im Zusammenhang mit der Entscheidung der 
Regnitztalquerung nicht erörtert. Auch gab es dazu keinen Hinweis in den Stadtratsun-
terlagen. Die ausschließliche Nutzung einer neuen Verkehrstrasse im Mittleren Korridor 
(Kosbacher Brücke oder Kosbacher Damm/ Wöhrmühlbrücke) für den ÖPNV wurde 
nach unserer Kenntnis außerdem nie seitens des Erlanger Stadtrates verbindlich be-
schlossen und v.a. nicht im Zweckverband verbindlich festgeschrieben. Ebenfalls unklar 
bleibt bis heute, ob und wie eine ausschließliche Nutzung des ÖPNV real funktionieren 
kann bzw. welche technischen Lösungen hierfür durchführbar sind. Zum einen wird das 
Vertrauen der Öffentlichkeit beschädigt, in dem unsichere Sachlagen als gesetzt darge-
stellt werden, aber tatsächlich nicht festgeschrieben und geklärt sind. Zum anderen 
muss davon ausgegangen werden, dass ein mangelndes Bewusstsein bei den Stadträ-
ten für diese unsichere Sachlage vorliegt/ vorgelegen hat. Könnte es sogar sein, dass 
jederzeit, noch während der mehrjährigen Planungsphasen der StUB, eine Änderung 
der oben genannten „(Bewertungs-)Grundlage“ ohne weiteres erfolgen kann, ohne dass 
z.B. Stadtratsbeschlüssen widersprochen würde? Eine Erörterung über diese Hinter-
gründe fand unseres Wissens im Zusammenhang mit der Entscheidung am 11.04.2019 
im Stadtrat über die „StUB-Trassenvarianten Regnitzquerung“ nicht statt. Vielmehr hat 
die Diskussion über die Vorzugstrasse der Teilstrecke Regnitzquerung deutlich gezeigt, 
dass ein erheblicher Teil der Erlanger Stadträte sogar eindeutig einen MIV über eine 
Kosbacher Brücke fordert. Es ist zusammenfassend davon auszugehen, dass unter 
anderem auch aufgrund mangelnder Unterlagen/Informationen in der Erlanger Stadt-
ratssitzung am 11.04.2019 eine ungenügende Erörterung bzw. Beratung zum Tages-
ordnungspunkt 19 (Ö) „StUB-Trassenvarianten Regnitzquerung“ stattgefunden hat und 
damit keine sachgerechte Entscheidung insbesondere für den Abschnitt der Regnitztal-
querung getroffen wurde. 

5.8. Eine Finanzierbarkeit wurde nicht geprüft. 
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6. Die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Suche nach der besten Trassenführung war 
in großen Teilen unzulänglich, mit der Folge, dass tatsächlich sehr viele der Be-
dürfnisse, Zweifel, Fragen und Wünsche der Bürger in die Planungen nicht einge-
flossen sind bzw. von diesen erst gar nicht geäußert wurden. Die erheblichen 
Mängel der Öffentlichkeitsbeteiligung sind: 

6.1. Dialogforen: Es gab keine Vorab-Unterlagen, in die sich interessierte Bürger hätten 
einarbeiten können und sich damit auf den anstehenden „Dialog“ in den Dialogforen 
hätten vorbereiten können. Stattdessen wurde jeweils eine Einführung zum aktuellen 
Stand der Planungen bzw. Bewertungen gegeben und anschließend sollten sich die 
Bürger und Anwesenden an verschiedenen ca. vier bis fünf Info-Ständen mit unter-
schiedlichen Aspekten selbst ein vertiefendes Bild über die aktuellen Untersuchungser-
gebnisse/ den aktuellen Planungsstand machen – gerne im Gespräch mit bereitstehen-
den Fachleuten, die i.d.R. oft sehr stark in Anspruch genommen waren. Dem Grunde 
nach blieb für jeden komplexen Aspekt maximal ca.10 Minuten Zeit. Unmittelbar da-
nach erfolgte eine ca. ½-stündige Diskussionsrunde, in der Bürger Fragen und Anre-
gungen geben konnten. Es ist bei diesem Ablauf offensichtlich, dass kaum ein Bürger in 
dieser kurzen Zeit die neuen Sachverhalte im Zusammenhang gedanklich erfassen 
kann und unmittelbar entsprechende Fragen oder Anregungen formulieren kann. Der 
Verweis auf die ausliegenden Zettel für Anregungen verläuft selbstverständlich auch im 
Sand, wenn erst am nächsten Tag die Unterlagen zur Einsicht bereitgestellt werden 
und ein Ansprechpartner nur mit größerem Aufwand kontaktiert werden kann (erforder-
liches Telefonat, E-Mail). Insgesamt muss festgehalten werden, dass der Ablauf der Di-
alogforen eher einer Information der Öffentlichkeit gedient hat, als dass er zu einer ech-
ten Öffentlichkeitsbeteiligung geführt hat. Für eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung 
gibt es wesentlich bessere Methoden. 

6.2. Online-Dialog: Den Teilnehmern am Online-Dialog wurden vielfach nur sehr pauschale, 
teils nicht nachvollziehbare Rückmeldungen gegeben, nach dem Motto: dieser Vor-
schlag ist bereits bekannt und wird geprüft. Es blieb unklar, ob der eingereichte Vor-
schlag richtig verstanden wurde. Es bleiben auf diese Art frustrierte Bürger zurück, die 
sich nicht ernst genommen fühlen und sich einem solchen Umgang nicht mehr weiter 
aussetzen wollen. 

6.3. Die wichtigsten Aspekte bei der Trassenplanung, nämlich die Ziele der StUB und die 
Kriterien, die für die Streckenführung herangezogen werden sollen, wurden nicht bzw. 
nicht ausreichend öffentlich erörtert. 

6.4. Die Auswahl und die Bewertungsmatrix der Kriterien für das FAR-Verfahren gelten of-
fensichtlich beim Zweckverband StUB deshalb als allgemein von der Öffentlichkeit ak-
zeptiert, weil in den Dialogforen nur wenige Einwände dazu kamen – so die Aussage 
des Zweckverbandes StUB in einem Gespräch. Dies trifft nicht zu! Denn in den Termi-
nen zur Bürgerbeteiligung, d.h. in den Dialogforen wurde durchaus Kritik geäußert. Vor 
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allem aber fehlte jeder Hinweis an die Anwesenden, dass, wenn keine Äußerung 
kommt, alles, was vorgestellt wurde, als akzeptiert gelten würde. Es ist ein Fehler und 
es ist nicht hinnehmbar den beteiligten Bürgern bei Nichtäußerung zu unterstellen, sie 
wären mit den vorgestellten Planungen, Bewertungen, Ergebnissen einverstanden. 

6.5. Viele der unter Punkt 2 dieses Einwendungsschreibens genannten Mängel hinsichtlich 
der Transparenz in der Vermittlung und Darstellung der Untersuchungsergebnisse gel-
ten gerade und insbesondere in der Öffentlichkeitsbeteiligung. Fehlende Transparenz 
verunmöglicht eine aktive Bürgerbeteiligung. Diese Intransparenz und schlechte Aufbe-
reitung äußert sich unter anderem in einer langen Fragenliste unserer Bürgerinitiative, 
die auch in bereits zwei geführten ausführlichen Gesprächen mit dem Zweckverband 
noch lange nicht abgearbeitet werden konnte. 

6.6. Die beteiligte Öffentlichkeit wurde nicht nur unzureichend (vgl. 6.1. und 6.5.) sondern 
auch mit evtl. falschen, mindestens aber beschönigenden Darstellungen informiert. So 
ist z.B. die erste Visualisierung einer StUB-Trasse über den Wiesengrund in Form einer 
Aquarellzeichnung (vgl. 5. Dialogforum, Präsentation Folie 3120)in vielerlei Hinsicht 
falsch und unzutreffend. Bereits im Kommentarbereich der Nordbayerischen Nachrich-
ten wurde diese ganz offensichtlich falsche Darstellung hinsichtlich der Ausmaße und 
Größenverhältnisse heftig diskutiert. Erst mit den ROV-Unterlagen wurde klar, dass au-
ßerdem auch die Trassenführung auf der falschen Seite der Fahrradbrücke dargestellt 
war. Ein „Ernst-Nehmen“ der Bevölkerung und ihrer Informationsbedürfnisse ist viel zu 
wenig berücksichtigt. 

 

7. Als von der Planung betroffene Bürger wenden wir ein: 

7.1. Wir sind, wie ein Großteil der Erlanger Bevölkerung, Radfahrer und Radfahrerinnen. 
Den Wiesengrund, wie bei uns der „Mittlere Korridor“ genannt wird, schätzen wir als 
Radfahrer*innen und Fußgänger*innen sehr. Radfahrer*innen und Fußgänger*innen 
sind leise und verhalten sich sehr klimafreundlich. Der Wiesengrund ist zum Radfahren 
sehr attraktiv und weist deshalb bis zu 7000 und mehr Radler pro Tag auf. Der Wies-
engrund hat das Potential, weiteren, so umweltfreundlichen Rad- und Fußverkehr auf-
zunehmen. Diese Tendenz wird aber ganz erheblich ins Gegenteil verkehrt, wenn der 
Wiesengrund durch eine massive Brücke zerschnitten und damit die Attraktivität des 
Radweges im Wiesengrund ganz erheblich beeinträchtigt wird. Für eine erfolgreiche, 
klimafreundliche Verkehrspolitik darf eine StUB-Trasse nicht über den unversehrten 
Wiesengrund geführt werden. 

7.2. Der Wiesengrund ist für uns Heimat und lässt uns Städtern ortsnah Natur erleben und 
unseren Kindern die notwendige Wertschätzung für ihre Lebensgrundlage vermitteln. 
Dieser wertvolle Schatz darf nicht für eine neue Verkehrsachse geopfert werden. Es 

                                                           
20 https://stadtumlandbahn.de/wp-content/uploads/2019/03/20190312_Pr%C3%A4sentation_5.-Dialogforum.pdf 
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muss daher weiter nach guten und finanzierbaren Lösungen für eine schnelle Ver-
kehrswende gesucht werden. 

7.3. Der Erlanger Wiesengrund ist für das gesamte innerstädtische sowie westliche Stadt-
gebiet das wichtigste, schnell erreichbare Naherholungsgebiet. Gerade angesichts der 
notwendigen Wohnverdichtung ist er ein unverzichtbarer Ausgleich. Eine durch ein 
neues Brückenbauwerk verursachte Zerschneidung und damit weitere Parzellierung 
dieses Naturraums, der schon jetzt an sämtlichen Rändern durch Flächenfraß und die 
schon bestehenden Talüberquerungen und die Autobahn stranguliert wird, wird den 
singulären Landschaftscharakter des Erlanger Wiesengrundes zerstören. Der weite 
Wiesengrund gehört als Charakteristikum zur Erlanger Stadtlandschaft. Er darf bei allen 
Planungen nicht als eine beliebig verfügbare und verplanbare Verfügungsfläche gelten. 
Er muss vor weiterer Zerschneidung geschützt werden. 

7.4. Wir sind der festen Überzeugung, dass die Zerschneidung und Verbauung der Land-
schaft im Wiesengrund mit der Vorzugstrasse über die Wöhrmühlinsel oder über eine 
Kosbacher Brücke ein riesiger raumordnerischer sowie stadt- und verkehrsplanerischer 
Fehler ist. Die vorgelegte StUB-Vorzugstrasse sowie ihre Teilvarianten sind die Stre-
ckenführungen mit der größten Umweltzerstörung und dem größten Konfliktpotential. 
Damit sind sie die schlechtesten Alternativen. Es muss ausdrücklich weiter nach förder-
fähigen Alternativen gesucht werden. Hierfür gibt es nach unserer Einschätzung noch 
jede Menge Potential, das bei der Trassenplanung noch nicht genutzt wurde. 

7.5. Die Regnitzwiesen sind Schwemmland. Schon während der Bauzeit wird dort der Bo-
den im großen Stil verdichtet. Bodenlebewesen haben keine Chance zu überleben. 
Amphibien und Offenlandvögel finden noch schwerer Nahrung als ohnehin schon, kön-
nen ihren Nachwuchs nicht mehr aufziehen. Und das, obwohl es technisch machbare 
Alternativen in Kombination mit den bereits vorhandenen Talquerungen gäbe. 

7.6. Die StUB-Streckenführung über den Wiesengrund mit eine Kosbacher Brücke oder eine 
Brücke über die Wöhrmühlinsel verläuft über viele Kilometer durch menschenleeres 
Gebiet. Viele potenzielle Fahrgäste werden dadurch nicht erreicht. Auch die viel geprie-
sene Fahrzeitverkürzung kommt nur wenigen Fahrgästen zu Gute, da die StUB auch 
sonst die Wohngebiete nur tangiert (z.B. Büchenbach und Tennenlohe). 

7.7. Gemäß den Planungsunterlagen der Stadt-Umland-Bahn werden ab Inbetriebnahme 
(ca. 2030) nur rund 2% der Personenfahrten (streckenbezogene Anteile im Raum 
Herzogenaurach, Erlangen, Nürnberg Nord) vom Auto auf die StUB verlagert. Die 
dadurch erreichte prozentuale CO2-Ersparnis im Verkehr liegt noch etwas darunter. Wir 
meinen, der Effekt der StUB für das Klima und den Verkehr ist viel zu gering, es 
braucht eine Verkehrslösung, die weit mehr leisten kann. 
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7.8. Der Klimanotstand umfasst auch die Forderung nach einem Klimaschutzplan und 
einem Stadtklimarat. Als millionenschwere Investition muss auch die StUB auf ihre 
Klimawirksamkeit geprüft und mit anderen Maßnahmen (z.B. kurzfristiger Ausbau 
Busverkehr, ggf. Reaktivierung Aurachtalbahn) vergleichbar werden. Hierbei müssen 
vollständige Klimabilanzen vorliegen, die auch die Emissionen der Bautätigkeit 
umfassen. 

7.9. Mit Fördermitteln, d.h. Steuergeldern, darf eine solche verfehlte Trassenplanung auf 
keinen Fall finanziert werden. Auch der positive Effekt für den Klimaschutz oder die 
Verkehrswende ist fraglich. Im Erlanger Stadtrat wurden diese Sachverhalte nur unzu-
reichend erörtert. 

7.10. Grund für die vorgelegten Varianten ist die Förderfähigkeit. Das ausschlaggebende 
Kriterium der Förderfähigkeit führt so, wie bisher geplant und bewertet wurde, zu einer 
verfehlten Planung und einer ungeeigneten Trassenvariante, die viele ihre Ziele ver-
fehlt. Sie mag förderfähig sein, förderwürdig ist eine solche Trasse nicht. 

7.11. Die Erlanger Bürger tragen mit ihren Steuergeldern innerhalb des Zweckverbandge-
bietes die meisten Kosten für die StUB (vgl. Satzung des Zweckverbandes StUB). Da-
mit sollten sie auch den anteilig größten Nutzen haben. Dieser Nutzen wird aber stark 
bezweifelt. Denn das größte Problem für Erlangen, der Einpendlerverkehr nach Erlan-
gen, wird mit dieser Trassenführung nicht gelöst und die StUB wird von den Erlanger 
Bürgern eher untergeordnet genutzt werden. Sie sind zu über 60% anderweitig umwelt-
verträglich und platzsparend unterwegs (zu Fuß, mit dem Rad oder mit dem ÖPNV). 
Dieses Missverhältnis der Kostentragung und des Nutzens ist nicht vertretbar und für 
Erlanger Bürger nicht tragbar. Das Erlanger Steuergeld muss den Erlangern zugute-
kommen. Für besonders gravierend halten wir, dass Erlangen mit der zur Prüfung vor-
gelegten Trassenwahl (einschließlich ihrer Varianten) auch noch die größten Nachteile 
im Hinblick auf ihre künftige Wohn- und Lebensqualität zu tragen haben. Erlangen wird 
durch Zerschneidung und Verbauung ihres wichtigsten zentrumsnahen Freiraumes, 
dem Wiesengrund, konfrontiert. Wir Erlanger Bürger werden durch die Wahl der Vor-
zugstrasse dazu genötigt, eine Umweltzerstörung in unserem unmittelbaren Umfeld zu 
akzeptieren. 

7.12. Wie dargelegt, ist nicht erkennbar, dass eine StUB mit einer Streckenführung der 
Regnitztalquerung über den Mittleren Korridor, sinnvoll ist. Wir Bürger fühlen uns viel-
mehr getäuscht. Im Zusammenhang mit dem Bürgerentscheid in Erlangen 2016 für o-
der gegen die StUB war den Aussagen nach, eine Verbesserung der Trassenführung 
angestrebt (vgl. auch VGN-Interview Aussage Herr Gräf21). Wir haben damals deshalb 
und im Vertrauen einer sinnvollen, umweltschonenden weiteren Planung der StUB im 
Bürgerentscheid 2016 zugestimmt. Es zeigen sich aber im Verlauf der Abwägung zahl-
reiche Fehler und Mängel sowie Intransparenzen. Es scheint, dass die Planungen in ei-
ne Richtung gesteuert worden sein könnten bzw. es eine Vorfestlegung auf eine Regni-

                                                           
21 https://www.vgn.de/18ba11a2-ecea-fffa-d950-0d0d80d405ec 
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tzquerung durch den Mittleren Korridor gegeben hat. In weiten Bevölkerungskreisen 
besteht keine Bereitschaft dafür, die Nachteile und erheblichen Eingriffe im Wieseng-
rund hinzunehmen. Es besteht konkret die Gefahr, dass diese StUB-Trasse aufgrund 
des Widerstandes in der Erlanger Bevölkerung scheitert. Es ist mit einem erheblichen 
Raumwiderstand zu rechnen. 

 

Schlussworte: 

Den Bau einer Straßenbahn halten wir prinzipiell für eine gute Investition. Schienenverkehr 
ist nachhaltiger als Autoverkehr. Eine Straßenbahn kann zur Verkehrswende beitragen und 
damit auch einen Beitrag zur Einsparung von Emissionen leisten. Von einer Straßenbahn 
profitieren auch die nachfolgenden Generationen. So wie die StUB jetzt kommen soll, 
können aber nur verhältnismäßig wenige Pendler nachhaltiger und schneller ihr Ziel 
erreichen. Eine neue, 1,5 km lange Betontrasse über den Erlanger Wiesengrund richtet 
gleichzeitig immensen Schaden an. Durch Flächenverbrauch und Naturzerstörung gehen 
landwirtschaftlich genutzte Flächen verloren und bedrohte Pflanzen und Tiere werden weiter 
zurückgedrängt. Die Auswirkungen der StUB auf die Erlanger CO2-Bilanz ist gering. Für 
ernsthaften Klimaschutz kommt sie zu spät. Die Planungen sind vom Wachstumsgedanken 
dominiert. Ihr Trassenverlauf ist noch nicht einmal verkehrstechnisch für Erlangen eine gute 
Lösung. Zusätzlich wird auch die Funktion des Wiesengrundes als Naherholungsgebiet und 
naturnahe Verkehrsachse für Fußgänger und Radfahrer erheblich geschwächt. Auch 
hiervon sind die nachfolgenden Generationen betroffen. Deshalb lehnen wir die im ROV zur 
Prüfung eingereichten Streckenführungen im Teilbereich Regnitzquerung über jede Art 
eines Mittleren Korridors ab. 

Wir brauchen nicht mehr Verkehrswege, sondern weniger Individualverkehr auf den vor-
handenen Straßen. Wir müssen Biotope in ihrem Ursprung erhalten, nicht mit Ausgleichs-
maßnahmen versuchen, sie andernorts zu ersetzen. Jedes Lebewesen zählt, denn es geht 
um die Möglichkeit des genetischen Austauschs, nicht um die bloße Zahl der Individuen. 

Wir setzen uns deshalb für eine bessere Planung, d.h. für eine bessere Trassenführung ein. 
Dazu müssen zu allererst alle Planungsgrundlagen, bei den verwendeten Verkehrs- und 
Prognosezahlen angefangen, über die Ermittlung der Reisezeitgewinne und die Bewertung 
weiterer Kriterien bis hin zu den Berechnungen des NKV usw. transparent offengelegt wer-
den. Wir sind uns sicher, dass bei viel gutem Willen, bei einer richtigen Berechnung auf 
Grundlage sinnvoller Annahmen für den richtigen Prognosehorizont und bei einer zügigen 
Schaffung günstigerer Rahmenbedingungen die Planung und Realisierung einer umwelt-
schonenderen, effizienten und gleichzeitig realisierbaren, weil finanzierbaren und förderfä-
higen Trasse möglich ist. 

Zusammenfassend sehen wir in der Planung bedeutende Mängel und Fehler. Solange die 
aufgeführten Einwendungen nicht zweifelsfrei widerlegt oder entsprechende Alternativen 
aufgezeigt sind, fordern wir den sofortigen Stopp der Planungen, insbesondere auch unter 
dem Gesichtspunkt der Kostenminimierung.
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Abkürzungsverzeichnis: 

 

StUB = Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach 

ROV = Raumordnungsverfahren 

FAR = Formalisiertes Abwägungs- und Rangordnungsverfahren 

NKV = Nutzen-Kosten-Verhältnis 

MIV = Motorisierter Individualverkehr 

ÖV = Öffentlicher Verkehr 

ÖPNV = Öffentlicher Personennahverkehr 

VEP = Verkehrsentwicklungsplan 

LEP = Landesentwicklungsprogramm 

u.E. = unseres Erachtens 

 

Anlagenverzeichnis: 

Anlage 1: Abkürzungs- und Anlagenverzeichnis 

Anlage 2: Artikel der Erlanger Nachrichten vom 19.07.2019 zur Fortschreibung des 
Regionalplans Nürnberg 

Anlage 3: Antwortschreiben des Erlanger Oberbürgermeisters Dr. Janik per E-Mail 
auf die Frage, welche Trassenvarianten in das ROV eingebracht werden 
vom 03.05.2019. 

Anlage 4: Antwortschreiben des Landtagsabgeordneten Herr Zwanziger per E-Mail 
auf unsere Bitte, die Bürgerinitiative im Hinblick auf eine Verbesserung 
des standardisierten Bewertungsverfahrens zu helfen; 22.07.2019 

Anlage 5: Auszug Homepage der GRÜNEN/Grüne Liste in Erlangen: Stellungnahme 
/ Presseinformation zur StUB, datiert zum 09.April 2019 
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StUB: Talquerung Wöhrmühle – 
GRÜNE/Grüne Liste fordern hohen 
ökologischen Ausgleich 
9. April 2019  

 

Die Streckenplanung für die Stadt-Umland-Bahn (StUB) nimmt konkrete Formen an.  
Im Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss am 9. April bzw. Stadtrat am 11. April steht 
auf der Tagesordnung, welche Trassenvarianten ins Raumordnungsverfahren eingebracht 
werden. Der Zweckverband StUB – ein Zusammenschluss der beteiligten Städte – favorisiert 
eine neue Talquerung über den Regnitzgrund bei der Wöhrmühle, die erst im Rahmen der 
Bürger*innenbeteiligung als Vorschlag eingebracht wurde. Drei andere Varianten über den 
Dechsendorfer- oder Büchenbacher Damm und über die Kosbacher Brücke werden jedoch 
auch als Alternativvarianten im Raumordnungsverfahren überprüft. 

An einer neuen Talquerung gibt es Kritik besonders von den Umweltverbänden, da sie einen 
erheblichen Einschnitt in das wertvolle Ökosystem im Regnitzgrund bedeuten – sowohl die 
Variante über die Wöhrmühle, als auch über eine Kosbacher Brücke zur Werner-von-
Siemens-Straße. Auch die grüne Fraktion plädiert schon lange für die umweltverträglicheren 
Strecken über den Dechsendorfer- oder Büchenbacher Damm und steht einer neuen 
Talquerung kritisch gegenüber. 

Der Zweckverband dagegen argumentiert mit der sogenannten Standardisierten Bewertung 
der Streckenalternativen. Diese Bewertung ist ein Verfahren zur gesamtwirtschaftlichen 
Kosten-Nutzen-Untersuchung von ÖPNV-Projekten in Deutschland. Sie ist die 
Entscheidungsgrundlage, ob die geplante Strecke förderfähig ist und finanziert werden kann. 
Das Nutzen-Kosten-Verhältnis muss über dem Faktor 1 liegen, also der errechnete 
volkswirtschaftliche Nutzen höher als die Kosten sein, nur dann gibt es Zuschüsse. Auch an 
den Kriterien dieser Bewertung gibt es Kritik, die allerdings nicht auf kommunaler Ebene 
beeinflusst werden können.  

Die Variante über die Wöhrmühle erreicht nach den Berechnungen der vom Zweckverband 
beauftragten Ingenieurbüros ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von 1,3, während die 
Linienführungen über den Dechsendorfer oder Büchenbacher Damms nur einen Faktor von 
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0,8 bzw. 0,7 erreichen. Die beiden umweltverträglicheren Alternativen wären danach nicht 
förderfähig und würden eine erhebliche Verzögerung oder sogar das Aus für die StUB 
bedeuten.  

»Wir haben uns deshalb entschieden, diese Trasseneinbringung ins Raumordnungsverfahren 
mitzutragen«, sagt Wolfgang Winkler, Vorsitzender der Stadtratsfraktion GRÜNE/Grüne 
Liste. »Die Realisierung der StUB an sich hat einen so hohen ökologischen Stellenwert«, 
ergänzt Harald Bußmann, verkehrspolitischer Sprecher der Fraktion, »den wir nicht aufs Spiel 
setzen wollen«. So hatten es auch die Mitglieder von GRÜNE/Grüne Liste in einer 
Vollversammlung entschieden.  

Der Trassenvorschlag über die Wöhrmühle entstand nicht am Reißbrett der Planer*innen, 
sondern ist ein Ergebnis der Bürger*innenbeteiligung – des »StUB-Forums«. »Wir haben uns 
immer für einen Planungsprozess mit Bürger*innenbeteiligung eingesetzt – und dass dieser 
Input auch berücksichtigt wird«, so Bußmann weiter.  

Für die Fraktion stellt diese Einbringung trotzdem kein Ende der Diskussion über die 
Talquerung dar – auch wenn das Raumordnungsverfahren für die Vorzugsvariante positiv 
enden sollte. »Wir werden darauf achten«, merkt Dr. Birgit Marenbach an, »dass alle 
Einwendungen zur Talquerung beachtet und besonders genau geprüft werden. Das Verfahren 
des StUB-Forums«, ergänzt die GL-Sprecherin für Stadtplanung, »stellen wir nicht in Frage«.  

Außerdem fordert die grüne Sprecherin für Naturschutz, Bianca Fuchs, für die 
Streckenplanung Wöhrmühle einen deutlich höheren ökologischen Ausgleich, als gesetzlich 
vorgeschrieben ist. 

Das Raumordnungsverfahren wird voraussichtlich im Dezember abgeschlossen sein. 

 



Anlage 5 

 

Einwendungsschreiben im ROV zur Stadtumlandbahn 

der Bürgerinitiative StUB ja – aber keine Kosbacher/ Wöhrmühlbrücke 

 

 

 

 

Kopie http://gl-erlangen.de/stub-raumordnungsverfahren/#more-3004 zum Stand vom 06.08.2019 


